
PNE WIND AG
Hauptversammlung 2017



PNE WIND AG
Cuxhaven

- WKN A0JBPG - / - ISIN DE 000 A0J BPG 2 -

- WKN A2E41H - / - ISIN DE 000 A2E 41H 7 -

Wir laden hiermit unsere Aktionäre zu der am

Mittwoch, den 31. Mai 2017 um 10:00 Uhr

im Veranstaltungszentrum Cuxhaven,

Kugelbake-Halle,

Cuxhaven-Döse, Strandstraße 80,

stattfindenden Hauptversammlung ein.
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TAGESORDNUNG

1.  Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der PNE WIND AG zum 31. Dezember 2016, des gebil-

ligten Konzernabschlusses zum 31. Dezember 2016, des zusammengefassten Lageberichts für die

PNE WIND AG und den Konzern sowie des Berichts des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2016 

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und Konzernabschluss gebilligt; der 

Jahresabschluss ist damit nach § 172 Abs. 1 AktG festgestellt. Einer Beschlussfassung durch die Hauptver-

sammlung bedarf es daher nicht. 

2.      Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns für das Geschäftsjahr 2016

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im festgestellten Jahresabschluss der PNE WIND AG ausgewiese-

nen Bilanzgewinn für das Geschäftsjahr 2016 in Höhe von € 107.471.103,89 wie folgt zu verwenden: 

Ausschüttung einer Dividende von € 0,04 je dividendenberechtigter Stückaktie; 

dies sind bei 76.556.026 dividendenberechtigten Stückaktien          €   3.062.241,04

Ausschüttung einer Sonderdividende von € 0,08 je dividendenberechtigter Stückaktie; 

dies sind bei 76.556.026 dividendenberechtigten Stückaktien           €   6.124.482,08

Vortrag auf neue Rechnung € 98.284.380,77

Bilanzgewinn €107.471.103,89

Bei den angegebenen Beträgen für die Gewinnausschüttung und den Gewinnvortrag ist die Anzahl der zur

Zeit des Gewinnverwendungsvorschlags von Vorstand und Aufsichtsrat für das abgelaufene Geschäftsjahr 

dividendenberechtigten Stückaktien (76.556.026) berücksichtigt. Sollte sich die Anzahl der für das abgelaufene

Geschäftsjahr dividendenberechtigten Stückaktien bis zur Hauptversammlung verändern, wird in der Haupt-

versammlung ein entsprechend angepasster Beschlussvorschlag zur Abstimmung gestellt, der unverändert

eine Dividende von € 0,04 je dividendenberechtigter Stückaktie und eine Sonderdividende von € 0,08 je 

dividendenberechtigter Stückaktie sowie einen entsprechend angepassten Gewinnvortrag vorsieht. 
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Gemäß § 58 Abs. 4 Satz 2 AktG in der ab dem 1. Januar 2017 geltenden Fassung ist der Anspruch auf 

die Dividende am dritten auf den Hauptversammlungsbeschluss folgenden Geschäftstag, das heißt am 

6. Juni 2017, fällig und wird dann ausgezahlt.

3.      Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Geschäftsjahr 2016

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2016 amtierenden Mitgliedern des Vorstands

a)   Markus Lesser 

b) Jörg Klowat

c) Kurt Stürken 

(Mitglied des Vorstands seit dem 15. September 2016)

d) Per Hornung Pedersen 

(Stellvertreter eines Vorstandsmitglieds gemäß § 105 Abs. 2 Satz 1 AktG bis zum 30. November 2016)

für den Zeitraum ihrer jeweiligen Amtszeit im Geschäftsjahr 2016 jeweils Entlastung zu erteilen.

Es ist beabsichtigt über die Entlastung der einzelnen Mitglieder des Vorstands gesondert abzustimmen 

(Einzelentlastung).

4.      Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2016

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2016 amtierenden Mitgliedern des Aufsichts-

rats

a) Alexis Fries 

b) Christoph Gross

c) Wilken Freiherr von Hodenberg

d) Andreas Rohardt

e) Per Hornung Pedersen (bis zum 30. November 2016 gemäß § 105 Abs. 2 Satz 1 AktG zum Stellvertreter

eines Vorstandsmitglied bestelltes Aufsichtsratsmitglied)

f) Dr. Isabella Niklas (Mitglied des Aufsichtsrats seit dem 25. Mai 2016)

g) Dr. Andreas Beyer (Mitglied des Aufsichtsrats bis zum 25. Mai 2016)

für den Zeitraum ihrer jeweiligen Amtszeit im Geschäftsjahr 2016 jeweils Entlastung zu erteilen.
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Es ist beabsichtigt über die Entlastung der einzelnen Mitglieder des Aufsichtsrats gesondert abzustimmen 

(Einzelentlastung).

5.      Wahl des Abschlussprüfers und Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2017

Gestützt auf die Empfehlung des Prüfungsausschusses schlägt der Aufsichtsrat vor, die Deloitte GmbH Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft, Hamburg, zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2017 und zum Konzern-

abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2017 zu wählen.

6.      Wahl des Prüfers für die prüferische Durchsicht von unterjährigen Abschlüssen und Berichten

Gestützt auf die Empfehlung des Prüfungsausschusses schlägt der Aufsichtsrat vor, die Deloitte GmbH Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft, Hamburg, zum Prüfer für eine etwaige prüferische Durchsicht von unterjährigen

(verkürzten) Abschlüssen und Zwischenlageberichten für das Geschäftsjahr 2017 und das erste Quartal des

Geschäftsjahrs 2018 zu wählen.

7.      Wahl von drei Aufsichtsratsmitgliedern

Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder Alexis Fries, Christoph Gross und Wilken Freiherr von Hodenberg

endet mit der Beendigung der ordentlichen Hauptversammlung, die über die Entlastung für das Geschäfts -

jahr 2016 beschließt. Die SPSW Capital GmbH hat Namens und im Auftrag der Internationale Kapitalanlage-

gesellschaft mit beschränkter Haftung, die derzeit den größten Stimmrechtsanteil an der Gesellschaft gemeldet

hat, angeregt, Herrn Dr. Jens Kruse und Herrn Marcel Egger zur Wahl vorzuschlagen. Vor diesem Hintergrund

treten Christoph Gross und Wilken Freiherr von Hodenberg nicht erneut zur Wahl an.

Der Aufsichtsrat der PNE WIND AG setzt sich gemäß §§ 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 Satz 1 AktG sowie § 8 Abs. 1

Satz 1 und Abs. 2 der Satzung in der geltenden Fassung aus sechs von der Hauptversammlung zu wählenden

Mitgliedern zusammen. Der Aufsichtsrat schlägt aufgrund von Vorschlägen des Nominierungsausschusses des

Aufsichtsrats vor, folgende Personen in den Aufsichtsrat zu wählen:

a)    Herrn Alexis Fries, selbstständiger Management-Berater, Diplom-Physiker, wohnhaft in 

Pfaffhausen, Schweiz,

Herr Alexis Fries ist nicht Mitglied in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten oder ver-

gleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien.
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Angaben zu Ziffer 5.4.1 des Deutschen Corporate Governance Kodex: Zwischen Herrn Fries und

den Gesellschaften des PNE WIND-Konzerns, den Organen der PNE WIND AG und sonstigen 

wesentlich an der PNE WIND AG beteiligten Aktionären bestehen nach Einschätzung des Auf-

sichtsrats keine für die Wahlentscheidung der Hauptversammlung maßgebenden persönlichen

oder geschäftlichen Beziehungen im Sinne der Ziffer 5.4.1 des Deutschen Corporate Governance

Kodex.

b) Herrn Dr. Jens Kruse, Leiter Corporate Finance bei einer Privatbank, wohnhaft in Braak, 

Herr Dr. Kruse ist Mitglied in folgenden anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten oder 

vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien:

- Biesterfeld AG, Hamburg

- MAX AUTOMATION AG, Düsseldorf, (stellvertretender Aufsichtsratsvorsitzender)

Angaben zu Ziffer 5.4.1 des Deutschen Corporate Governance Kodex: Dem Aufsichtsrat wurde

durch Herrn Dr. Kruse versichert, dass zwischen Herrn Dr. Kruse und den Gesellschaften des PNE

WIND-Konzerns, den Organen der PNE WIND AG und sonstigen wesentlich an der PNE WIND

AG beteiligten Aktionären keine für die Wahlentscheidung der Hauptversammlung maßgeben-

den persönlichen oder geschäftlichen Beziehungen im Sinne der Ziffer 5.4.1 des Deutschen 

Corporate Governance Kodex bestehen. Es wird darauf hingewiesen, dass die SPSW Capital

GmbH angeregt hat, Herrn Dr. Kruse zur Wahl vorzuschlagen.

c) Herrn Marcel Egger, Mitglied Gruppengeschäftsführung der EUROGATE-Gruppe, Bankfach-

wirt, wohnhaft in Apensen, 

Herr Egger ist Mitglied in folgenden anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten oder ver-

gleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien:

- J.F. Müller & Sohn AG, Hamburg

- EUROGATE Tanger S.A., Tanger, Marokko

- Mitglied des Board of Directors (konzerninterne Mandate der EUROGATE-Gruppe) der:

- NTB North Sea Terminal Bremerhaven GmbH & Co, Bremerhaven

- MSC Gate Bremerhaven GmbH & Co. KG, Bremerhaven 

- LISCONT Operadores de Contentores S.A., Lissabon, Portugal

- EUROGATE Container Terminal Limassol Limited, Limassol, Zypern 

- OOO Ust-Luga Container Terminal, Ust-Luga, Russland 
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Angaben zu Ziffer 5.4.1 des Deutschen Corporate Governance Kodex: Dem Aufsichtsrat wurde

durch Herrn Egger versichert, dass zwischen Herrn Egger und den Gesellschaften des PNE WIND-

Konzerns, den Organen der PNE WIND AG und sonstigen wesentlich an der PNE WIND AG 

beteiligten Aktionären keine für die Wahlentscheidung der Hauptversammlung maßgebenden

persönlichen oder geschäftlichen Beziehungen im Sinne der Ziffer 5.4.1 des Deutschen 

Corporate Governance Kodex bestehen. Es wird darauf hingewiesen, dass die SPSW Capital

GmbH angeregt hat, Herrn Egger zur Wahl vorzuschlagen.

Die Wahl erfolgt mit Wirkung ab Beendigung dieser Hauptversammlung bis zur Beendigung der ordentlichen

Hauptversammlung, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit des

Aufsichtsrates beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit begonnen hat, wird nicht mitgerechnet.

Es ist beabsichtigt, die Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrats als Einzelwahl durchzuführen.

Es ist vorgesehen, dass Herr Fries wieder für das Amt des Aufsichtsratsvorsitzenden vorgeschlagen wird.

Auf den Lebenslauf und die Übersicht über die wesentlichen Tätigkeiten neben dem Aufsichtsratsmandat der

vorgeschlagenen Kandidaten im Anhang zu dieser Einladung wird hingewiesen.

8.      Beschlussfassung über die Aufhebung des Genehmigten Kapitals nach § 5 Abs. 4 der Satzung und

die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2017 (auch mit der Möglichkeit zum Bezugsrechts-

ausschluss) sowie entsprechende Änderungen von § 5 der Satzung (Höhe und Einteilung des Grund-

kapitals) 

Der Vorstand hat die ihm von der ordentlichen Hauptversammlung am 22. Mai 2013 erteilte Ermächtigung,

mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 21. Mai 2018 durch

Ausgabe von neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien gegen Bar- und / oder Sacheinlagen einmalig

oder mehrmals um insgesamt bis zu EUR 22.800.000,00 zu erhöhen (Genehmigtes Kapital), bereits in Höhe

von insgesamt EUR 18.509.695,00 im Rahmen der im September 2014 und im Mai 2015 durchgeführten 

Kapitalerhöhungen teilweise ausgenutzt.

Um Flexibilität bei der Eigenkapitalfinanzierung zu bewahren, sollen die bestehende Ermächtigung aufgehoben

und ein neues Genehmigtes Kapital 2017 in Höhe von EUR bis zu 38.250.000,00 geschaffen werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, zu beschließen:

a) Die in der ordentlichen Hauptversammlung am 22. Mai 2013 für die Zeit bis zum 21. Mai 2018 beschlos-

sene und nach teilweiser Ausnutzung verbleibende Ermächtigung des Vorstands gemäß § 5 Abs. 4 der



Satzung, das Grundkapital mit Zustimmung des Aufsichtsrats noch um bis zu EUR 4.290.305,00 durch

Ausgabe neuer Aktien gegen Sach- und / oder Bareinlagen zu erhöhen, wird mit Wirkung ab dem Zeit-

punkt der Eintragung der unter lit. c) genannten Satzungsänderung, mit der die unter lit. b) beschlossenen

neue Ermächtigung wirksam wird, aufgehoben.

b) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft bis

zum 30. Mai 2022 durch Ausgabe neuer auf den Namen lautender Stückaktien gegen Bar- und / oder

Sacheinlagen einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt EUR 38.250.000,00 zu erhöhen (Genehmigtes

Kapital 2017). Dabei ist den Aktionären mit den nachfolgenden Einschränkungen ein Bezugsrecht zu 

gewähren. Das Bezugsrecht kann den Aktionären auch mittelbar gemäß § 186 Abs. 5 AktG gewährt

werden. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszu-

schließen für Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben.

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre

bis zu einem Betrag, der 10 % des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens oder – falls dieser Wert geringer

ist – im Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung bestehenden Grundkapitals nicht über-

schreitet, auszuschließen, um die neuen Aktien gegen Bareinlagen zu einem Ausgabebetrag auszugeben,

der den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung

zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags nicht wesentlich unterschreitet (verein-

fachter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG). Auf die vorgenannte 10 %-Grenze ist

der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf neue oder zurückerworbene Aktien entfällt,

die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter vereinfachtem Ausschluss des Bezugsrechts der 

Aktionäre gemäß oder entsprechend 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert worden sind,

sowie der anteilige Betrag des Grundkapitals, auf den sich Wandlungs- und/oder Optionsrechte aus

Schuldverschreibungen beziehen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung in sinngemäßer Anwen-

dung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben worden sind.

Für einen Teilbetrag von bis zu insgesamt EUR 15.300.000,00 wird der Vorstand weiter ermächtigt, das

Bezugsrecht mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschließen, 

– sofern die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen, insbesondere beim Erwerb von Unternehmen,

Unternehmensteilen oder von Beteiligungen an Unternehmen oder von sonstigen Vermögens -

gegenständen, einschließlich von Rechten und Forderungen – auch gegen die Gesellschaft –, 

oder von Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen oder im Rahmen von Unter-

nehmenszusammenschlüssen erfolgt, sowie
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– um Inhabern bzw. Gläubigern der von der Gesellschaft oder ihren Tochtergesellschaften ausge -

gebenen Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und / oder Optionsrechten ein Bezugsrecht auf

neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung ihres Wandlungs- oder

Optionsrechts als Aktionär zustehen würde. 

Von den vorstehenden Ermächtigungen zum Ausschluss des Bezugsrechts darf der Vorstand mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats insgesamt nur in dem Umfang Gebrauch machen, dass der anteilige Betrag 

des Grundkapitals, der auf während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2017 unter Ausschluss des

Bezugsrechts ausgegebene oder veräußerte Aktien der Gesellschaft entfällt bzw. auf den sich Instrumente

oder Rechte beziehen, die während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2017 unter Ausschluss 

des Bezugsrechts ausgegeben werden und den Bezug von Aktien der Gesellschaft, auch aus bedingtem

Kapital, ermöglichen, insgesamt 20 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens oder – falls dieser Wert

geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden Ermächtigungen bestehenden Grundkapitals

nicht überschreitet. 

Über den Inhalt der Aktienrechte und die weiteren Bedingungen der Aktienausgabe einschließlich des

Ausgabebetrags entscheidet der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats.

c) § 5 Absatz 4 der Satzung wird zur Aufhebung des bisherigen Genehmigten Kapitals und zur Schaffung

des neuen Genehmigten Kapitals 2017 wie folgt neu gefasst:

„4.    Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital

der Gesellschaft bis zum 30. Mai 2022 durch Ausgabe neuer auf den Namen lau-

tender Stückaktien gegen Bar- und / oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals

um bis zu insgesamt € 38.250.000,00 zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2017).

Dabei ist den Aktionären mit den nachfolgenden Einschränkungen ein Bezugsrecht

zu gewähren. Das Bezugsrecht kann den Aktionären auch mittelbar gemäß § 186

Abs. 5 AktG gewährt werden.

a)    Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-

recht der Aktionäre auszuschließen für Spitzenbeträge, die sich aufgrund des

Bezugsverhältnisses ergeben.

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre bis zu einem Betrag, der 10 % des zum Zeitpunkt

des Wirksamwerdens oder – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der

Ausübung der vorliegenden Ermächtigung bestehenden Grundkapitals nicht

überschreitet, auszuschließen, um die neuen Aktien gegen Bareinlagen zu

einem Ausgabebetrag auszugeben, der den Börsenpreis der bereits börsen-
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notierten Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung zum 

Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags nicht wesentlich

unterschreitet (vereinfachter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG). Auf die vorgenannte 10 %-Grenze ist der anteilige Betrag 

des Grundkapitals anzurechnen, der auf neue oder zurückerworbene Aktien

entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter vereinfachtem

Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre gemäß oder entsprechend 186

Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert worden sind, sowie der 

anteilige Betrag des Grundkapitals, auf den sich Wandlungs- und/oder 

Optionsrechte aus Schuldverschreibungen beziehen, die während der Laufzeit

dieser Ermächtigung in sinngemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4

AktG ausgegeben worden sind.

Für einen Teilbetrag von bis zu insgesamt € 15.300.000,00 wird der Vorstand

weiter ermächtigt, das Bezugsrecht mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszu-

schließen, 

– sofern die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen, insbesondere beim 

Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder von Beteiligun-

gen an Unternehmen oder von sonstigen Vermögensgegenständen, 

einschließlich von Rechten und Forderungen – auch gegen die Gesell -

schaft –, oder von Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegen-

ständen oder im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen 

erfolgt, sowie

– um Inhabern bzw. Gläubigern der von der Gesellschaft oder ihren Toch-

tergesellschaften ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Wand-

lungs- und / oder Optionsrechten ein Bezugsrecht auf neue Aktien in

dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung ihres Wand-

lungs- oder Optionsrechts als Aktionär zustehen würde.

Von den vorstehenden Ermächtigungen zum Ausschluss des Bezugsrechts

darf der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats insgesamt nur in dem

Umfang Gebrauch machen, dass der anteilige Betrag des Grundkapitals, der

auf während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2017 unter Ausschluss

des Bezugsrechts ausgegebene oder veräußerte Aktien der Gesellschaft ent-

fällt bzw. auf den sich Instrumente oder Rechte beziehen, die während der

Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2017 unter Ausschluss des Bezugsrechts

ausgegeben werden und den Bezug von Aktien der Gesellschaft, auch aus
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bedingtem Kapital, ermöglichen, insgesamt 20 % des im Zeitpunkt des 

Wirksamwerdens oder – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Aus-

übung der vorliegenden Ermächtigungen bestehenden Grundkapitals nicht

überschreitet.

b)    Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 

weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzu -

legen. 

c)    Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Satzung entsprechend der Durchfüh -

rung der Kapitalerhöhung und, falls das Genehmigte Kapital 2017 bis zum

30. Mai 2022 nicht vollständig ausgenutzt worden ist, nach Ablauf der 

Ermächtigungsfrist jeweils anzupassen."

9.      Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Wandlungs-

und / oder Optionsrechten (auch mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss) sowie zur Schaf-

fung eines neuen Bedingten Kapitals 2017 sowie entsprechende Änderungen von § 5 der Satzung

(Höhe und Einteilung des Grundkapitals) 

Die in der Hauptversammlung vom 15. Mai 2012 beschlossene Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- 

und / oder Optionsschuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 50.000.000,00 wurde 

teilweise ausgenutzt. Aufgrund des Beschlusses des Vorstands vom 1. Oktober 2014 hat die Gesellschaft 

insgesamt 1.989.434 Stück auf den Inhaber lautende, untereinander gleichberechtigte Wandelteilschuld -

verschreibungen mit einem Nennbetrag von je EUR 3,30 und somit einem Gesamtnennbetrag von 

EUR 6.565.132,20 begeben. Die Ermächtigung ist im Übrigen bis zum 14. Mai 2017 befristet. 

Um der Gesellschaft auch zukünftig die Möglichkeit zu eröffnen, attraktive Fremdkapitalinstrumente flexibel

einzusetzen, soll eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und / oder

Optionsrechten geschaffen werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, zu beschließen:

a) Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und / oder Options-

rechten 

Der Vorstand wird ermächtigt, bis zum 30. Mai 2022 mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder

mehrmals auf den Inhaber oder auf den Namen lautende Wandel- und / oder Optionsschuldverschrei-

bungen (zusammen „Schuldverschreibungen“) mit Wandlungs- und / oder Optionsrechten im Gesamt-
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nennbetrag von bis zu EUR 80.000.000,00 mit einer Laufzeit von längstens 20 Jahren auszugeben. Den

Inhabern oder Gläubigern (nachfolgend zusammen „Inhaber“) der Schuldverschreibungen können Wand-

lungs- und / oder Optionsrechte auf insgesamt bis zu 20.000.000 auf den Namen lautende Stückaktien

der Gesellschaft entsprechend einem anteiligen Betrag am Grundkapital in Höhe von EUR 20.000.000,00

eingeräumt werden.

Die Ausgabe der Schuldverschreibungen kann, soweit rechtlich zulässig, auch in anderen gesetzlichen

Währungen erfolgen. Der Gesamtnennbetrag der Schuldverschreibungen darf EUR 80.000.000,00 bzw.

den jeweiligen Gegenwert in einer anderen gesetzlichen Währung nicht übersteigen.

Die Schuldverschreibungen können auch durch eine unmittelbare oder mittelbare hundertprozentige 

Beteiligungsgesellschaft der PNE WIND AG ausgegeben werden; für diesen Fall wird der Vorstand 

ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats für die ausgebende Gesellschaft die Garantie für die

Schuldverschreibungen zu übernehmen und den Inhabern von Schuldverschreibungen Wandlungs- 

und / oder Optionsrechte auf neue auf den Namen lautende Stückaktien der Gesellschaft, also der 

PNE WIND AG, zu gewähren.

Den Aktionären steht vorbehaltlich der nachstehenden Ermächtigungen das gesetzliche Bezugsrecht 

zu. Dazu sollen die Schuldverschreibungen von einer Bank oder einem Bankenkonsortium mit der Ver-

pflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. Werden Schuldverschrei-

bungen von einer unmittelbaren oder mittelbaren hundertprozentigen Beteiligungsgesellschaft der 

PNE WIND AG ausgegeben, hat die Gesellschaft die Gewährung des gesetzlichen Bezugsrechts für die

Aktionäre der Gesellschaft nach Maßgabe des vorstehenden Satzes sicherzustellen.

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre

für Spitzenbeträge auszuschließen und das Bezugsrecht auch auszuschließen, soweit es erforderlich ist,

um den Inhabern von bereits ausgegebenen Wandlungs- und / oder Optionsrechten ein Bezugsrecht in

dem Umfang gewähren zu können, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte

als Aktionär zustehen würde.

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre

auf Schuldverschreibungen der Gesellschaft auszuschließen, sofern der Vorstand nach pflichtgemäßer

Prüfung zu der Auffassung gelangt, dass der Ausgabepreis den nach anerkannten insbesondere finanz-

mathematischen Methoden zu ermittelnden theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen nicht

wesentlich unterschreitet. Die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss gilt jedoch nur für Schuldver-

schreibungen mit Wandlungs- und / oder Optionsrechten auf Aktien mit einem anteiligen Betrag des

Grundkapitals, der insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht übersteigen darf, und zwar weder im 

Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausgabe der Schuldverschreibungen. Auf die vor-

genannte 10 %-Grenze ist der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf neue oder zu-
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rückerworbene Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter vereinfachtem Aus-

schluss des Bezugsrechts der Aktionäre gemäß oder entsprechend 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben

oder veräußert worden sind.

Von den vorstehenden Ermächtigungen zum Ausschluss des Bezugsrechts darf der Vorstand mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats ferner nur in dem Umfang Gebrauch machen, dass der anteilige Betrag des

Grundkapitals, der auf während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts 

ausgegebene oder veräußerte Aktien der Gesellschaft entfällt bzw. auf den sich Instrumente oder Rechte

beziehen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben

werden und den Bezug von Aktien der Gesellschaft, auch aus bedingtem Kapital, ermöglichen, insgesamt

20 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens oder – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Aus-

übung der vorliegenden Ermächtigungen bestehenden Grundkapitals nicht überschreitet.

Im Falle der Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Wandlungsrechten erhalten die Inhaber jeder 

einzelnen Schuldverschreibung (nachfolgend auch „Teilschuldverschreibung“) das Recht, ihre Schuldver-

schreibungen nach näherer Maßgabe der vom Vorstand festzusetzenden Schuldverschreibungsbedin-

gungen in auf den Namen lautende Stückaktien der Gesellschaft umzutauschen. Das Umtauschverhältnis

ergibt sich aus der Division des Nennbetrages oder des unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabebe -

trages einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine auf den Namen

lautende Stückaktie der Gesellschaft. Es kann auf ein Wandlungsverhältnis mit voller Zahl auf- oder 

abgerundet sowie gegebenenfalls eine in bar zu leistende Zuzahlung festgesetzt werden. Ferner kann

vorgesehen werden, dass Spitzen zusammengelegt oder in Geld ausgeglichen werden. Die Schuldver-

schreibungsbedingungen können ein variables Wandlungsverhältnis und eine Bestimmung des Wand-

lungspreises innerhalb einer vorgegebenen Bandbreite in Abhängigkeit von der Entwicklung des Kurses

der Aktie der Gesellschaft während der Laufzeit der Anleihe vorsehen.

Im Falle der Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Optionsrechten werden jeder Teilschuldverschrei-

bung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber berechtigen, nach Maßgabe der 

Optionsbedingungen auf den Namen lautende Stückaktien der Gesellschaft zu beziehen. Die Options-

bedingungen können außerdem vorsehen, dass der Optionspreis auch durch Übertragung von Teilschuld-

verschreibungen und gegebenenfalls eine bare Zuzahlung entrichtet werden kann. In diesem Fall darf

der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien ent-

fällt, den Nennbetrag der Teilschuldverschreibung nicht übersteigen. Soweit sich Bruchteile von Aktien

ergeben, kann vorgesehen werden, dass diese Bruchteile nach Maßgabe der Schuldverschreibungs -

bedingungen, gegebenenfalls gegen Zuzahlung, zum Bezug ganzer Aktien aufaddiert werden können.

Der jeweils festzusetzende Wandlungs- bzw. Optionspreis für eine auf den Namen lautende Stückaktie

der Gesellschaft wird in Euro festgelegt. Er muss mindestens 80 % des volumengewichteten durchschnitt-

lichen Schlusskurses der Aktien der Gesellschaft im XETRA-Handelssystem (oder in einem an die Stelle
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des XETRA-Systems getretenen Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten

zehn Börsentagen vor dem Tag der Beschlussfassung durch den Vorstand über die Ausgabe der Schuld-

verschreibungen oder – für den Fall der Einräumung eines Bezugsrechts – mindestens 80 % des volu-

mengewichteten durchschnittlichen Börsenkurses der Aktien der Gesellschaft während der Tage, an denen

die Bezugsrechte auf die Schuldverschreibungen an der Frankfurter Wertpapierbörse gehandelt werden,

mit Ausnahme der Tage der Bezugsfrist, die erforderlich sind, damit der Options- oder Wandlungspreis

gemäß § 186 Abs. 2 Satz 2 AktG fristgerecht bekannt gemacht werden kann, betragen. § 9 Abs. 1 AktG

und § 199 AktG bleiben unberührt.

Der anteilige Betrag des Grundkapitals der bei Wandlung oder Optionsausübung auszugebenden Stück-

aktien der Gesellschaft darf den Nennbetrag der Schuldverschreibungen nicht übersteigen. 

Die Ermächtigung umfasst auch die Möglichkeit, nach näherer Maßgabe der jeweiligen Schuldverschrei-

bungsbedingungen in bestimmten Fällen Verwässerungsschutz zu gewähren bzw. Anpassungen vorzu-

nehmen, soweit die Anpassungen nicht schon im Gesetz geregelt sind. Verwässerungsschutz bzw.

Anpassungen können insbesondere vorgesehen werden, wenn es während der Laufzeit der Schuldver-

schreibungen zu Kapitalveränderungen bei der Gesellschaft kommt (etwa einer Kapitalerhöhung, bzw.

herabsetzung oder einem Aktiensplit), aber auch im Zusammenhang mit Dividendenzahlungen, der Be-

gebung weiterer Schuldverschreibungen sowie im Fall außergewöhnlicher Ereignisse, die während der

Laufzeit der Schuldverschreibungen bzw. der Optionsscheine eintreten (wie z.B. der Kontrollerlangung

durch einen Dritten). Verwässerungsschutz bzw. Anpassungen können insbesondere durch Einräumung

von Bezugsrechten, durch Veränderung des Wandlungs- bzw. Optionspreises sowie durch die Verände-

rung oder Einräumung von Barkomponenten vorgesehen werden. § 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG blei-

ben unberührt.

Die Schuldverschreibungsbedingungen können auch vorsehen, dass Schuldverschreibungen mit Wand-

lungs- und / oder Optionsrechten nach Wahl der Gesellschaft statt in neue Aktien aus bedingtem Kapital

in neue Aktien aus genehmigtem Kapital, bereits existierende Aktien der Gesellschaft oder einer anderen

börsennotierten Gesellschaft gewandelt werden können bzw. das Optionsrecht durch Lieferung solcher

Aktien erfüllt werden kann. Die Schuldverschreibungsbedingungen können auch das Recht der Gesell-

schaft vorsehen, im Falle der Wandlung bzw. Optionsausübung nicht neue Aktien zu gewähren, sondern

einen Geldbetrag zu zahlen.

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Ausgabe

und Ausstattung der Schuldverschreibungen, insbesondere den Zinssatz, den Ausgabekurs, die Laufzeit

und Stückelung, Verwässerungsschutzbestimmungen, Wandlungs- bzw. Optionszeitraum sowie im vor-

genannten Rahmen, den Wandlungs- und Optionspreis zu bestimmen bzw. im Einvernehmen mit den

Organen der die Schuldverschreibungen begebenden unmittelbaren oder mittelbaren hundertprozentigen

Beteiligungsgesellschaft der PNE WIND AG festzulegen.
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b) Schaffung eines neuen Bedingten Kapitals 2017 sowie entsprechende Änderungen von § 5 der

Satzung (Höhe und Einteilung des Grundkapitals) 

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 20.000.000,00 durch Ausgabe von bis zu

20.000.000 neuen auf den Namen lautenden Stückaktien mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals

von je EUR 1,00 bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2017). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Ge-

währung von auf den Namen lautenden Aktien bei Ausübung von Wandlungs- und / oder Optionsrechten

an die Inhaber oder Gläubiger von Wandel- und / oder Optionsschuldverschreibungen, die aufgrund des

Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 31. Mai 2017 bis zum 30. Mai 2022 von der Ge-

sellschaft oder einer unmittelbaren oder mittelbaren hundertprozentigen Beteiligungsgesellschaft ausge-

geben werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend

bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden Wandlungs- oder Optionspreis.

Die neuen Aktien sind ab dem Beginn des Geschäftsjahres, in dem die Ausgabe erfolgt, gewinnberechtigt.

Soweit rechtlich zulässig, kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Gewinnbeteiligung

neuer Aktien hiervon und von § 60 Abs. 2 AktG abweichend, auch für ein bereits abgelaufenes Ge-

schäftsjahr, festlegen. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates die weiteren

Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzulegen.

Aufgrund der vorstehenden Beschlüsse wird der bisherige § 5 Abs. 1 lit. d) der Satzung, der sich auf das

Bedingte Kapital II/2012 bezieht, zu § 5 Abs. 1 lit. c), und an der Stelle der freigewordenen lit. d) von 

§ 5 Abs. 1 der Satzung wird ein neuer Absatz eingefügt, der wie folgt lautet: 

„d) Das Grundkapital ist um weitere bis zu € 20.000.000,00, eingeteilt in bis zu 20.000.000 auf den

Namen lautende Stückaktien mit einem auf diese Aktien entfallenden anteiligen Betrag des

Grundkapitals von je € 1,00, bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2017). Die bedingte Kapital -

erhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber oder Gläubiger von Options- oder

Wandlungsrechten aus begebenen Wandel- und / oder Optionsschuldverschreibungen, die von

der Gesellschaft oder einer unmittelbaren oder mittelbaren hundertprozentigen Beteiligungs -

gesellschaft der Gesellschaft aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung

vom 31. Mai 2017 bis zum 30. Mai 2022 ausgegeben bzw. garantiert werden, von ihren Opti-

ons- bzw. Wandlungsrechten Gebrauch machen. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nicht durch-

geführt, soweit ein Barausgleich gewährt wird oder eigene Aktien, Aktien aus genehmigtem

Kapital oder Aktien einer anderen börsennotierten Gesellschaft zur Bedienung eingesetzt werden.

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten 

Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden Wandlungs- oder Optionspreis. Die neuen

Aktien nehmen jeweils vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn

teil; soweit rechtlich zulässig, kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Gewinn-

beteiligung neuer Aktien hiervon und von § 60 Abs. 2 AktG abweichend, auch für ein bereits 
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abgelaufenes Geschäftsjahr, festlegen. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzu -

legen."

10. Beschlussfassung über die Ermächtigung des Vorstands zum Erwerb und zur Verwendung eigener

Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG einschließlich der Ermächtigung zum Ausschluss von Andie-

nungs- und Bezugsrechten sowie zur Einziehung erworbener eigener Aktien und Kapitalherabset-

zung, sowie über die Aufhebung der bestehenden Ermächtigung

Die durch die Hauptversammlung vom 22. Mai 2013 erteilte Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien ist bis

zum 21. Mai 2018 befristet. Um auch in Zukunft in der Lage zu sein, eigene Aktien zu erwerben, soll dem

Vorstand rechtzeitig vor Ablauf der bestehenden Ermächtigung unter vorzeitiger Aufhebung der bestehenden

Ermächtigung eine neue Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien erteilt werden.

Die neue Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien soll den Vorstand auch dazu er-

mächtigen, eigene Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre zu verwenden oder – auch unter

Herabsetzung des Grundkapitals – einzuziehen.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, zu beschließen:

a) Aufhebung der bestehenden Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien

Die bestehende Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien, die dem Vorstand mit

dem Hauptversammlungsbeschluss vom 22. Mai 2013 erteilt wurde und bis zum 21. Mai 2018 befristet

ist, wird dem mit bestandskräftigen Wirksamwerden der unter lit. b), c) und d) beschlossenen neuen 

Ermächtigungen aufgehoben und durch diese ersetzt.

b) Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien

Der Vorstand der Gesellschaft wird ermächtigt, bis zum 30. Mai 2022 einmalig oder mehrmals eigene

Aktien der Gesellschaft im Umfang von insgesamt bis zu 10 % des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens

dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals oder – falls dieser Betrag geringer ist – des zum Zeit-

punkt der jeweiligen Ausübung der vorliegenden Ermächtigung bestehenden Grundkapitals zu einem

oder mehreren zulässigen Zweck im Rahmen der gesetzlichen Beschränkungen nach Maßgabe der fol-

genden Bestimmungen zu erwerben. Auf die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen Aktien dürfen

zusammen mit anderen eigenen Aktien, die die Gesellschaft bereits erworben hat und die sich im Besitz

der Gesellschaft befinden oder ihr zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des Grund -

kapitals entfallen.
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Der Erwerb kann dabei durch die Gesellschaft, durch abhängige oder in Mehrheitsbesitz der Gesellschaft

stehende Unternehmen oder durch auf deren Rechnung oder auf Rechnung der Gesellschaft handelnde

Dritte durchgeführt werden, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen, insbesondere gemäß § 71 Abs. 2

AktG, vorliegen. 

Der Erwerb erfolgt nach Wahl des Vorstands über die Börse oder mittels eines an alle Aktionäre gerich-

teten öffentlichen Kaufangebots bzw. mittels einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Einladung

zur Abgabe von Verkaufsangeboten oder mittels Einräumung von Andienungsrechten.

•    Bei Erwerb über die Börse darf der Erwerbspreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den durch die

Eröffnungsauktion im XETRA-Handelssystem (oder in einem an die Stelle des XETRA-Systems getre-

tenen Nachfolgesystem) ermittelten Börsenkurs der Aktie an der Frankfurter Wertpapierbörse am Tag

der Eingehung der Verpflichtung zum Erwerb um nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten.

•    Bei dem Erwerb auf der Grundlage eines öffentlichen Kaufangebots darf der Erwerbspreis je Aktie

(ohne Erwerbsnebenkosten) den nicht gewichteten durchschnittlichen Schlusskurs der Aktie im

XETRA-Handelssystem (oder in einem an die Stelle des XETRA-Systems getretenen Nachfolgesystem)

an der Frankfurter Wertpapierbörse an den drei letzten Börsenhandelstagen vor erstmaliger Ver -

öffentlichung des Angebots um nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten. 

•    Im Falle der öffentlichen Einladung zur Abgabe von Verkaufsangeboten oder eines Erwerbs durch

Einräumung von Andienungsrechten darf der Erwerbspreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den

nicht gewichteten durchschnittlichen Schlusskurs der Aktie im XETRA-Handelssystem (oder in einem

an die Stelle des XETRA-Systems getretenen Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse

an den drei letzten Börsenhandelstagen vor dem Tag der Annahme der Verkaufsangebote bzw. dem

Tag der Einräumung von Andienungsrechten um nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten.

•    Ergeben sich nach der Veröffentlichung eines öffentlichen Kaufangebots oder der öffentlichen Einla-

dung an Aktionäre zur Abgabe von Verkaufsangeboten oder nach der Einräumung von Andienungs-

rechten erhebliche Abweichungen des maßgeblichen Kurses, so können das Angebot, die Einladung

zur Abgabe von Verkaufsangeboten bzw. die Andienungsrechte angepasst werden. In diesem Fall

wird auf den Schlusskurs im XETRA-Handelssystem am letzten Börsenhandelstag vor der Veröffent -

lichung der Anpassung abgestellt; die 10 %-Grenze für das Über- oder Unterschreiten ist auf diesen

Betrag anzuwenden.

•    Das Volumen eines öffentlichen Kaufangebots oder einer öffentlichen Einladung zur Abgabe von Ver-

kaufsangeboten (zusammen „öffentliches Erwerbsangebot“) kann begrenzt werden. Sofern die Ge-

samtzahl der auf ein öffentliches Erwerbsangebot angedienten Aktien dessen Volumen überschreitet,

kann der Erwerb nach dem Verhältnis der angedienten Aktien (Andienungsquoten) erfolgen; darüber
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hinaus können eine bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen (bis zu 50 Aktien je Aktionär)

sowie zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien eine Rundung nach kaufmännischen

Grundsätzen vorgesehen werden. Etwaige weitergehende Andienungsrechte der Aktionäre nach

Maßgabe der Beteiligungsquoten sind ausgeschlossen.

•    Auch im Fall der Einräumung von Andienungsrechte kann deren Gesamtvolumen begrenzt werden.

Werden den Aktionären zum Zwecke des Erwerbs Andienungsrechte eingeräumt, so werden diese

den Aktionären im Verhältnis zu ihrem Aktienbesitz entsprechend der Relation des Volumens der von

der Gesellschaft zurückzukaufenden Aktien zum ausstehenden Grundkapital zugeteilt. Bruchteile von

Andienungsrechten müssen nicht zugeteilt werden; für diesen Fall werden etwaige Teilandienungs-

rechte ausgeschlossen.

•    Die nähere Ausgestaltung des jeweiligen Erwerbs, insbesondere eines etwaigen Kaufangebots oder

einer Einladung zur Abgabe von Verkaufsangeboten bestimmt der Vorstand. Dies gilt auch für die

Ausgestaltung etwaiger Andienungsrechte, insbesondere hinsichtlich der Laufzeit und gegebenenfalls

ihrer Handelbarkeit. Dabei sind auch kapitalmarktrechtliche und sonstige gesetzliche Beschränkungen

und Anforderungen zu beachten.

c) Verwendung erworbener eigener Aktien durch den Vorstand

Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund der in der vorstehenden Ermächtigung unter lit. b) oder frü-

herer Ermächtigungen erworbenen Aktien zu folgenden Zwecken zu verwenden:

•    Die Aktien können über die Börse oder mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter Beachtung des Gleich-

behandlungsgrundsatzes durch ein öffentliches Angebot an alle Aktionäre im Verhältnis ihrer Betei-

ligungsquote veräußert werden. Im Fall eines öffentlichen Angebots an alle Aktionäre kann das

Bezugsrecht für Spitzenbeträge ausgeschlossen werden.

•    Die Aktien können ferner mit Zustimmung des Aufsichtsrats anderweitig gegen Zahlung eines 

Barkaufpreises je Aktie veräußert werden, der den Börsenpreis der börsennotierten Aktien der Ge-

sellschaft gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unter-

schreitet (§§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG). Der auf die Anzahl der unter dieser

Ermächtigung insgesamt veräußerten Aktien entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals darf

zudem 10 % des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung bestehenden Grund -

kapitals oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der jeweiligen Ausübung der vor -

liegenden Ermächtigung bestehenden Grundkapitals nicht überschreiten. Auf die vorgenannte 

10 %-Grenze ist der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf neue Aktien entfällt,

die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter vereinfachtem Ausschluss des Bezugsrechts der

Aktionäre gemäß 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben worden sind, sowie der anteilige Betrag des
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Grundkapitals, auf den sich Wandlungs- und/oder Optionsrechte aus Schuldverschreibungen bezie-

hen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung in sinngemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3

Satz 4 AktG ausgegeben worden sind.

•    Die Aktien können mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch gegen Sachleistung, insbesondere als 

(Teil-)Gegenleistung beim Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder von Beteiligungen an

Unternehmen oder von sonstigen Vermögensgegenständen, einschließlich von Rechten und Forde-

rungen – auch gegen die Gesellschaft –, oder von Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensge-

genständen, oder im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen, angeboten und übertragen

werden.

•    Die Aktien können zur Bedienung von Erwerbsrechten auf Aktien der Gesellschaft aus oder im Zu-

sammenhang mit von der Gesellschaft oder einer unmittelbaren oder mittelbaren hundertprozentigen

Beteiligungsgesellschaft ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und / oder Options-

rechten verwendet werden.

•    Die Aktien können mit Zustimmung des Aufsichtsrats ferner eingezogen werden, ohne dass die Ein-

ziehung oder die Durchführung eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Die Einzie-

hung führt zur Kapitalherabsetzung. Der Vorstand kann allerdings gemäß § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG

abweichend bestimmen, dass das Grundkapital nicht herabgesetzt wird, sondern sich der Anteil der

übrigen Aktien am Grundkapital gemäß § 8 Abs. 3 AktG erhöht. Der Vorstand ist in diesem Fall

gemäß § 237 Abs. 3 Nr. 3, 2. Halbsatz AktG ermächtigt, die Angabe der Zahl der Aktien in der Sat-

zung anzupassen.

Die Ermächtigungen unter diesem lit. c) zur Veräußerung oder anderweitigen Verwendung beziehungs-

weise zur Einziehung der Aktien können einmal oder mehrmals, ganz oder auch in Teilen, einzeln oder

gemeinsam ausgenutzt werden.

Das Bezugsrecht der Aktionäre auf eigene Aktien wird insoweit ausgeschlossen, wie diese Aktien gemäß

den vorstehenden Ermächtigungen gemäß lit. c), Unterpunkte 1 bis 4 verwendet werden. Von den vor-

stehenden Ermächtigungen zum Ausschluss des Bezugsrechts darf der Vorstand mit Zustimmung des

Aufsichtsrats ferner nur in dem Umfang Gebrauch machen, dass der anteilige Betrag des Grundkapitals,

der auf während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebene oder

veräußerte Aktien der Gesellschaft entfällt bzw. auf den sich Instrumente oder Rechte beziehen, die wäh-

rend der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden und den

Bezug von Aktien der Gesellschaft, auch aus bedingtem Kapital, ermöglichen, insgesamt 20 % des im

Zeitpunkt des Wirksamwerdens oder – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung der

vorliegenden Ermächtigungen bestehenden Grundkapitals nicht überschreitet.
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d) Verwendung erworbener eigener Aktien durch den Aufsichtsrat

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die aufgrund der vorstehenden Ermächtigung unter lit. b) oder früherer

Ermächtigungen erworbenen Aktien, soweit diese nicht für einen bestimmten anderen Zweck verwendet

werden müssen, unter Wahrung des Gebots der Angemessenheit der Vergütung (§ 87 Abs. 1 AktG) zu

folgendem Zweck zu verwenden:

•    Die Aktien können gegenwärtigen und / oder zukünftigen Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft

im Rahmen des rechtlich Zulässigen als Vergütungsbestandteil in Form einer Aktientantieme zugesagt

oder übertragen werden mit der Maßgabe, dass die weitere Übertragung dieser Aktien durch das 

jeweilige Mitglied des Vorstands binnen einer Frist von mindestens vier Jahren ab der Zusage bzw.

Übertragung (Sperrfrist) ebenso wenig zulässig ist wie die Eingehung von Sicherungsgeschäften,

durch die das wirtschaftliche Risiko aus dem Kursverlauf für den Zeitraum der Sperrfrist teilweise oder

vollständig auf Dritte übertragen wird. Bei der Zusage bzw. Übertragung ist für die Aktien jeweils der

aktuelle Börsenkurs (auf der Grundlage einer vom Aufsichtsrat zu bestimmenden zeitnahen Durch-

schnittsbetrachtung) zugrunde zu legen. Die weiteren Einzelheiten werden vom Aufsichtsrat festge-

legt. 

Die Ermächtigung unter diesem lit. d) zur Veräußerung oder anderweitigen Verwendung der Aktien kön-

nen einmal oder mehrmals, ganz oder auch in Teilen, einzeln oder gemeinsam ausgenutzt werden. 

Das Bezugsrecht der Aktionäre auf eigene Aktien wird insoweit ausgeschlossen, wie diese Aktien gemäß

der vorstehenden Ermächtigung gemäß lit. d) verwendet werden. Von der vorstehenden Ermächtigung

zum Ausschluss des Bezugsrechts darf der Aufsichtsrat ferner nur in dem Umfang Gebrauch machen,

dass der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter

Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebene oder veräußerte Aktien der Gesellschaft entfällt bzw. auf den

sich Instrumente oder Rechte beziehen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss

des Bezugsrechts ausgegeben werden und den Bezug von Aktien der Gesellschaft, auch aus bedingtem

Kapital, ermöglichen, insgesamt 20 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens oder – falls dieser Wert

geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung bestehenden Grundkapitals

nicht überschreitet.
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Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung gemäß §§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG

zu Punkt 8 der Tagesordnung

Der Vorstand erstattet der für den 31. Mai 2017 einberufenen ordentlichen Hauptversammlung der Gesell-

schaft gemäß § 203 Abs. 2 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG den nachfolgenden schriftlichen

Bericht zu der unter Tagesordnungspunkt 8 zur Beschlussfassung vorgeschlagenen Schaffung eines neuen

Genehmigten Kapitals 2017:

Die in der ordentlichen Hauptversammlung am 22. Mai 2013 erteilte Ermächtigung ist zu einem erheblichen

Teil aufgebraucht und läuft zum 21. Mai 2018 aus. Vor diesem Hintergrund soll unter Aufhebung der bishe-

rigen Ermächtigung eine neue Ermächtigung beschlossen werden.

Die vorgeschlagene Ermächtigung für ein Genehmigtes Kapital 2017 in Höhe von bis zu EUR 38.250.000,00

ermöglicht die Durchführung von Bar- oder Sachkapitalerhöhungen, mit denen sich die Gesellschaft in einem

angemessenen Rahmen bei Bedarf zügig und flexibel Eigenkapital zu günstigen Konditionen beschaffen kann.

Entscheidungen über die Deckung eines Kapitalbedarfs sind in der Regel kurzfristig zu treffen. Daher ist es

wichtig, dass die Gesellschaft hierbei nicht vom Rhythmus der jährlichen Hauptversammlungen abhängig ist

und zu jeder Zeit ein genehmigtes Kapital zur Verfügung steht. Mit dem Instrument des genehmigten Kapitals

hat der Gesetzgeber diesem Erfordernis Rechnung getragen.

Bei der Ausnutzung des genehmigten Kapitals wird den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht gewährt.

Der Vorstand soll jedoch in den nachfolgend näher beschriebenen Fällen ermächtigt sein, das Bezugsrecht der

Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschließen:

Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge bei Kapitalerhöhungen

Zunächst soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge von dem

Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen: Dies dient dazu, bei der Ausnutzung der Ermächtigung möglichst

bruchteilsfreie Bezugsverhältnisse zu schaffen und so die technische Durchführung der Kapitalerhöhung zu

erleichtern. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen neuen Aktien werden ent-

weder durch Verkauf über die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der

Vorstand wird bestrebt sein, das Volumen der freien Spitzen möglichst gering zu halten. Durch die Beschrän-

kung auf solche Spitzenbeträge erleiden die Aktionäre keine erhebliche Einbuße ihrer Beteiligungsquote. Die

Vermögensinteressen der Aktionäre sind durch die Beschränkung auf Spitzenbeträge und die Pflicht zur best-

möglichen Verwertung gewahrt. 
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Bezugsrechtsausschluss bei Barkapitalerhöhungen gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG

Zudem soll der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats im Falle einer Barkapitalerhöhung das Bezugsrecht

für einen Erhöhungsbetrag von insgesamt bis zu 10 % des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens oder – falls

dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung vorhandenen Grund-

kapitals ausschließen können, um die neuen Aktien gegen Bareinlagen zu einem Betrag abzugeben, der den

Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft nicht wesentlich unterschreitet. Auf die vor-

genannte 10 %-Grenze ist der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf neue oder zurück -

erworbene Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter vereinfachtem Ausschluss des

Bezugsrechts der Aktionäre gemäß oder entsprechend 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert

worden sind, sowie der anteilige Betrag des Grundkapitals, auf den sich Wandlungs- und/oder Optionsrechte

aus Schuldverschreibungen beziehen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung in sinngemäßer Anwen-

dung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben worden sind. 

Dadurch wird die Gesellschaft in die Lage versetzt, ihr Eigenkapital flexibel den jeweiligen geschäftlichen 

Erfordernissen anzupassen und auf günstige Börsensituationen schnell und flexibel zu reagieren. So können

beispielsweise Aktien an institutionelle Anleger ausgegeben und damit zusätzliche in- und ausländische Ak-

tionäre gewonnen werden. Im Gegensatz zu einer Emission mit Bezugsrecht kann bei einer Kapitalerhöhung

unter Bezugsrechtsausschluss der Ausgabepreis erst unmittelbar vor der Platzierung festgesetzt werden, 

wodurch ein erhöhtes Kursänderungsrisiko für den Zeitraum einer verbleibenden Bezugsfrist vermieden wird.

Bei Gewährung eines Bezugsrechts muss dagegen der Bezugspreis gemäß § 186 Abs. 2 Satz 2 AktG bis zum

drittletzten Tag der Bezugsfrist veröffentlicht werden. Angesichts der häufig zu beobachtenden Volatilität an

den Aktienmärkten würde damit ein Markt- und Kursänderungsrisiko über mehrere Tage bestehen, welches

zu Sicherheitsabschlägen bei der Festlegung der Konditionen der Emission und so zu nicht marktnahen Kon-

ditionen führen könnte. Auch ist bei Gewährung eines Bezugsrechts die erfolgreiche Platzierung bei Dritten

gefährdet bzw. mit zusätzlichen Aufwendungen verbunden, solange Ungewissheit über die Ausübung der

Bezugsrechte besteht. Der Bezugsrechtsausschluss dient also insgesamt dem Ziel, durch eine marktnahe Preis-

festsetzung einen möglichst hohen und sicheren Mittelzufluss und damit eine größtmögliche Stärkung der

Eigenmittel der Gesellschaft zu erreichen. 

Die Vermögens- wie auch die Stimmrechtsinteressen der Aktionäre werden trotz des vorgeschlagenen 

Bezugsrechtsausschlusses angemessen gewahrt. Dem Vermögensinteresse, insbesondere dem Schutz vor 

Verwässerung des Wertes ihrer Beteiligung, wird dadurch Rechnung getragen, dass die neuen Aktien nur zu

einem Preis ausgegeben werden dürfen, der den Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung

und Ausstattung nicht wesentlich unterschreitet. Der Vorstand wird bestrebt sein, einen möglichst hohen Ver-

äußerungspreis zu erzielen und einen Abschlag zu dem Preis, zu dem die bisherigen Aktionäre Aktien über

die Börse zukaufen können, möglichst niedrig zu bemessen. 
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Darüber hinaus beschränkt sich die Ermächtigung auf höchstens 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft.

Damit ist sichergestellt, dass die Gesamtzahl der auszugebenden Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals

der Gesellschaft nicht übersteigt; dies entspricht den Erfordernissen in § 203 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 i.V.m. 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG. Aufgrund der Begrenzung des Volumens auf 10 % des Grundkapitals und der

Möglichkeit, Aktien über den Markt zu annähernd gleichen Bedingungen zuzukaufen, scheidet aus Sicht der

Aktionäre daher auch eine relevante Einbuße der Beteiligungsquote aus.

Bezugsrechtsausschluss bei Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen

Weiterhin soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht auszu-

schließen, sofern die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen, insbesondere beim Erwerb von Unternehmen,

Unternehmensteilen oder von Beteiligungen an Unternehmen oder von sonstigen Vermögensgegenständen,

einschließlich von Rechten und Forderungen – auch gegen die Gesellschaft –, oder von Ansprüchen auf den

Erwerb von Vermögensgegenständen oder im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen erfolgt. Diese

Ermächtigung ist auf einen Teilbetrag von EUR 15.300.000 beschränkt, der als Gesamtbetrag sowohl für diese

Ermächtigung als auch für die im Folgenden beschriebene Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss zur 

Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und / oder Optionsrechten gilt; das entspricht knapp

20 % des aktuell bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft.

Diese Ermächtigung soll die Gesellschaft insbesondere in die Lage versetzen, ohne Beanspruchung der Börse

eigene Aktien der Gesellschaft zur Verfügung zu haben, um in geeigneten Einzelfällen Unternehmen, Unter-

nehmensteile oder Beteiligungen an Unternehmen oder sonstige Vermögensgegenstände gegen Überlassung

von Aktien der Gesellschaft erwerben zu können. Zugleich erlaubt der Erwerb eines Unternehmens, eines 

Unternehmensteils oder einer Beteiligung an einem Unternehmen oder sonstiger Vermögensgegenstände

gegen Überlassung von Aktien eine liquiditätsschonende Vornahme der jeweiligen Akquisition bzw. des 

jeweiligen Erwerbs, da die Gesellschaft insoweit keine bare Kaufpreiszahlung leisten muss und die Inanspruch-

nahme von Fremdkapitalinstrumenten vermieden werden kann. Insbesondere Unternehmensakquisitionen 

erfordern in der Regel eine rasche Entscheidung. Durch die vorgesehene Ermächtigung wird der Gesellschaft

die Möglichkeit gegeben, bei entsprechend sich bietenden Gelegenheiten zur Akquisition rasch und flexibel

auf vorteilhafte Angebote reagieren zu können. Entsprechendes gilt beim Erwerb sonstigen Sacheinlagen. 

Bei der Bemessung des Werts der als Gegenleistung gewährten Aktien kann insbesondere der Börsenpreis

von Bedeutung sein. Eine schematische Anknüpfung an einen Börsenpreis muss jedoch nicht erfolgen, insbe-

sondere um einmal erzielte Verhandlungsergebnisse nicht durch Schwankungen des Börsenpreises infrage 

zu stellen. 

Durch die Begrenzung der Ermächtigung auf einen Umfang von knapp 20 % des aktuell bestehenden Grund-

kapitals wird auch eine weitergehende Verwässerung der jeweiligen Beteiligungsquote der Aktionäre vermie-

den, so dass ihre Interessen insgesamt angemessen gewahrt werden.
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Bezugsrechtsausschluss zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und / oder 

Optionsrechten

Darüber hinaus soll der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht ausschließen können,

soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Wandel- und / oder Optionsschuldverschreibungen (zusammen

„Schuldverschreibungen“) mit Wandlungs- und/oder Optionsrechten ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem

Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ihres Wandlungs- bzw. Optionsrechts zustehen würde.

Auch diese Ermächtigung ist auf einen Teilbetrag von EUR 15.300.000 beschränkt, der als Gesamtbetrag 

sowohl für diese Ermächtigung als auch für die oben beschriebene Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss

bei Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen gilt; das entspricht knapp 20 % des aktuell bestehenden Grund -

kapitals der Gesellschaft.

Schuldverschreibungen werden in der Regel mit einem Verwässerungsschutz ausgestattet, der vorsieht, dass

den Inhabern oder Gläubigern bei nachfolgenden Aktienemissionen ein Bezugsrecht auf neue Aktien einge-

räumt werden kann, wie es den Aktionären zusteht. Die Inhaber oder Gläubiger werden damit so gestellt, als

seien sie bereits Aktionäre. Auf diese Weise wird vermieden, den Wandlungs- bzw. Optionspreis anpassen zu

müssen. Um Schuldverschreibungen mit einem solchen Verwässerungsschutz ausstatten zu können, muss das

Bezugsrecht der Aktionäre auf diese Aktien ausgeschlossen werden. Mit der vorgeschlagenen Ermächtigung

sollen die entsprechenden Voraussetzungen geschaffen werden.

Durch die Begrenzung der Ermächtigung auf einen Umfang von knapp 20 % des maßgeblichen Grundkapitals

wird auch eine weitergehende Verwässerung der jeweiligen Beteiligungsquote der Aktionäre vermieden, so

dass ihre Interessen insgesamt angemessen gewahrt werden.

20%-Grenze

Insgesamt wird die Ermächtigung des Vorstands darauf beschränkt, von dem Bezugsrechtsausschluss nur in

dem Umfang Gebrauch zu machen, dass der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf während der Laufzeit

des Genehmigten Kapitals 2017 unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebene oder veräußerte Aktien der

Gesellschaft entfällt bzw. auf den sich Instrumente oder Rechte beziehen, die während der Laufzeit des Ge-

nehmigten Kapitals 2017 unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden und den Bezug von Aktien

der Gesellschaft, auch aus bedingtem Kapital, ermöglichen, insgesamt 20 % des im Zeitpunkt des Wirksam-

werdens oder – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden Ermächtigungen

bestehenden Grundkapitals nicht überschreitet. Dies liegt im Interesse der Aktionäre, da eine weitergehende

Verwässerung ihrer jeweiligen Beteiligungsquote damit ausgeschlossen ist.

24 II PNE WIND



Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung gemäß §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG

zu Punkt 9 der Tagesordnung

Der Vorstand erstattet der für den 31. Mai 2017 einberufenen ordentlichen Hauptversammlung der Gesell-

schaft gemäß §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG den nachfolgenden schriftlichen Bericht zu der

unter Tagesordnungspunkt 9 zur Beschlussfassung vorgesehenen Schaffung einer neuen Ermächtigung zur

Ausgabe von Wandel- und / oder Optionsschuldverschreibungen (zusammen „Schuldverschreibungen“) sowie

eines neuen bedingten Kapitals:

Aufgrund eines Beschlusses der Hauptversammlung vom 15. Mai 2012 bestand befristet bis zum 

14. Mai 2017 eine Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Wandel- und / oder Optionsschuldverschrei-

bungen, die durch ein Bedingtes Kapital II/2012 unterlegt wurde. Von der Ermächtigung hat der Vorstand 

teilweise Gebrauch gemacht. Um der Gesellschaft auch zukünftig einen flexiblen Handlungsspielraum für die

Begebung von Schuldverschreibungen zu eröffnen, sollen nun eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von

Schuldverschreibungen und ein neues bedingtes Kapital (Bedingtes Kapital 2017) geschaffen werden.

Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht vor, den Vorstand zu ermächtigen, mit Zustimmung des Aufsichtsrats

einmalig oder mehrmals Schuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 80.000.000,00 zu 

begeben, sowie zur Bedienung der Options- und / oder Wandlungsrechten ein bedingtes Kapital von bis zu

EUR 20.000.000,00 zu schaffen. Das vorgesehene Bedingte Kapital 2017 dient dazu, die mit den Schuldver-

schreibungen verbundenen Wandlungs- und / oder Optionsrechte zu bedienen.

Eine angemessene Ausstattung mit Eigenkapital ist eine wesentliche Grundlage für die weitere Entwicklung

des Unternehmens. Durch die Begebung von Schuldverschreibungen kann die Gesellschaft zusätzlich zu den

klassischen Möglichkeiten der Fremd- und Eigenkapitalaufnahme attraktive Finanzierungsmöglichkeiten am

Kapitalmarkt nutzen. Die Emission von Schuldverschreibungen ermöglicht etwa die Aufnahme von zinsgüns-

tigem Fremdkapital, das sowohl für Ratingzwecke als auch für bilanzielle Zwecke als Eigenkapital oder eigen-

kapitalähnlich eingestuft werden kann.

Bezugsrecht der Aktionäre

Bei der Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und / oder Optionsrechten wird den Aktionären

grundsätzlich ein Bezugsrecht eingeräumt. Um die Abwicklung zu erleichtern, soll der Gesellschaft die Mög-

lichkeit eröffnet werden, die Schuldverschreibungen an ein Kreditinstitut oder ein Konsortium von Kreditinsti-

tuten mit der Verpflichtung auszugeben, den Aktionären die Schuldverschreibungen entsprechend ihrem

Bezugsrecht anzubieten (mittelbares Bezugsrecht im Sinne von § 186 Abs. 5 AktG). In bestimmten nachfolgend

aufgeführten Fällen soll jedoch nach der vorgeschlagenen Ermächtigung das Bezugsrecht der Aktionäre aus-

geschlossen werden können.
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Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge und zugunsten der Inhaber und Gläubiger von bereits ausgegebe-

nen Wandlungsrechten und / oder Optionsrechten 

Zunächst soll die Möglichkeit bestehen, Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen. Solche Spitzenbeträge

können sich aus dem Betrag des jeweiligen Emissionsvolumens und der Darstellung eines praktikablen Be-

zugsverhältnisses ergeben. Ein Ausschluss des Bezugsrechts erleichtert in diesen Fällen die Abwicklung des

Bezugsrechts der Aktionäre und liegt daher im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre.

Weiterhin soll der Vorstand die Möglichkeit erhalten, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der

Aktionäre auszuschließen, um den Inhabern oder Gläubigern von Wandlungs- und / oder Optionsrechten ein

Bezugsrecht in dem Umfang gewähren zu können, wie es ihnen nach Ausübung ihrer Wandlungs- und / oder

Optionsrechte als Aktionär zustehen würde. Dadurch kann verhindert werden, dass im Falle einer Ausnutzung

der Ermächtigung der Wandlungs- bzw. Optionspreis für die Inhaber oder Gläubiger bereits bestehender

Wandlungs- oder Optionsrechte nach den Regelungen, die üblicherweise in Schuldverschreibungsbedingungen

vorgesehen werden, ermäßigt werden muss. Damit wird insgesamt ein höherer Mittelzufluss ermöglicht. 

Beide Fälle des Bezugsrechtsausschlusses liegen daher im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre.

Bezugsrechtsausschluss gemäß §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG

Weiterhin soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Ak-

tionäre bei der Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und / oder Optionsrechten in entspre-

chender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG insoweit auszuschließen, als sich die Ausgabe von Aktien

aufgrund von eingeräumten Wandlungs- und / oder Optionsrechten auf bis zu 10 % des Grundkapitals der

Gesellschaft beschränkt und die Ausgabe der Schuldverschreibung zu einem Kurs erfolgt, der den Marktwert

dieser Schuldverschreibungen nicht wesentlich unterschreitet. Diese auf § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG i.V.m. 

§ 221 Abs. 4 Satz 2 AktG gegründete Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss versetzt die Gesellschaft in

die Lage, kurzfristig günstige Börsensituationen durch eine marktnahe Festsetzung der einzelnen Konditionen

für die jeweilige Schuldverschreibung zu nutzen. Dies ist bei einer Wahrung des Bezugsrechts nur eingeschränkt

möglich. Zwar erlaubt § 186 Abs. 2 AktG eine Veröffentlichung des Bezugspreises bis zum drittletzten Tag

der Bezugsfrist. Jedoch besteht auch dann noch wegen der häufig zu beobachtenden Volatilität an den Ak-

tienmärkten ein Marktrisiko über mehrere Tage, das zu Sicherheitsabschlägen bei der Festlegung der Schuld-

verschreibungsbedingungen und demzufolge zu nicht marktnahen Konditionen führt. Schließlich kann bei

Einräumung eines Bezugsrechts die Gesellschaft wegen der Länge der Bezugsfrist nicht kurzfristig auf günstige

bzw. ungünstige Marktverhältnisse reagieren und könnte rückläufigen Aktienkursen während der Bezugsfrist

ausgesetzt sein, die ihrerseits zu einer für die Gesellschaft ungünstigen Eigenkapitalbeschaffung führen kön-

nen. Die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss ermöglicht somit marktnahe Konditionsfestsetzung,

größtmögliche Sicherheit hinsichtlich der Platzierbarkeit bei Dritten und die kurzfristige Ausnutzung günstiger

Marktsituationen.
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Die in § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG geregelte Grenze in Höhe von 10 % des Grundkapitals ist zwingend einzu-

halten. Auf diese Grenze ist der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf neue oder zurück-

erworbene Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter vereinfachtem Ausschluss des

Bezugsrechts der Aktionäre gemäß oder entsprechend 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert

worden sind.

Aus § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ergibt sich zudem, dass der Ausgabebetrag den Börsenpreis nicht wesentlich

unterschreiten darf. Auf diese Weise soll sichergestellt werden, dass eine nennenswerte wirtschaftliche Ver-

wässerung der bereits bestehenden Aktien nicht eintritt. Ob ein solcher Verwässerungseffekt bei der Begebung

von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und / oder Optionsrechten unter Ausschluss des Bezugsrechts

eintritt, kann durch die Errechnung des hypothetischen Marktwert der Schuldverschreibungen nach anerkann-

ten, insbesondere finanzmathematischen Methoden und Vergleich mit dem Ausgabepreis ermittelt werden.

Liegt nach pflichtgemäßer Prüfung dieser Ausgabepreis nur unwesentlich unter dem hypothetischen Börsen-

preis zum Zeitpunkt der Begebung der Schuldverschreibungen, ist nach Sinn und Zweck des § 186 Abs. 3

Satz 4 AktG ein Bezugsrechtsauschluss wegen der nur unwesentlichen Abweichung zulässig. Je geringer die

Abweichung, desto mehr sinkt der rechnerische Marktwert eines Bezugsrechts auf nahezu Null, so dass den

Aktionären durch den Bezugsrechtsauschluss kein nennenswerter vermögensmäßiger Nachteil entsteht. Der

Beschluss sieht deshalb vor, dass der Vorstand vor Ausgabe der Schuldverschreibung nach pflichtgemäßer Prü-

fung zu der Auffassung gelangen muss, dass der vorgesehene Ausgabepreis zu keiner nennenswerten Ver-

wässerung des Wertes der Aktien führt. Soweit der Vorstand es in der jeweiligen Situation für angemessen

hält, sachkundigen Rat einzuholen, wird er sich der Unterstützung durch die die Emission begleitenden Kon-

sortialbanken, durch unabhängige Investmentbanken oder durch Wirtschaftsprüfungsgesellschaften bedie-

nen.

Die Aktionäre haben außerdem mit Blick auf die Beschränkung des Umfangs der Ermächtigung auf bis zu 

10 % die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote am Grundkapital der Gesellschaft auch nach Ausübung von

Wandlungs- oder Optionsrechten jederzeit durch Zukäufe von Aktien über die Börse aufrechtzuerhalten. Eine

relevante Einbuße der Beteiligungsquote scheidet daher aus Sicht der Aktionäre aus.
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20%-Grenze

Insgesamt wird auch diese Ermächtigung des Vorstands darauf beschränkt, von dem Bezugsrechtsausschluss

nur in dem Umfang Gebrauch zu machen, dass der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf während der

Laufzeit der Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebene oder veräußerte Aktien der Ge-

sellschaft entfällt bzw. auf den sich Instrumente oder Rechte beziehen, die während der Laufzeit der Ermäch-

tigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden und den Bezug von Aktien der Gesellschaft,

auch aus bedingtem Kapital, ermöglichen, insgesamt 20 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens oder –

falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden Ermächtigungen bestehenden

Grundkapitals nicht überschreitet. Dies liegt im Interesse der Aktionäre, da eine weitergehende Verwässerung

ihrer jeweiligen Beteiligungsquote damit ausgeschlossen ist.

Ausgabebetrag

Der Ausgabebetrag für die neuen Aktien muss jeweils mindestens 80 % des zeitnah zur Ausgabe der Schuld-

verschreibungen mit Wandlungs- und / oder Optionsrechten ermittelten Börsenkurses entsprechen. Durch die

Möglichkeit eines Zuschlags wird die Voraussetzung dafür geschaffen, dass die Bedingungen der Wandel-

bzw. Optionsschuldverschreibungen den jeweiligen Kapitalmarktverhältnissen im Zeitpunkt ihrer Ausgabe

Rechnung tragen können.

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG

zu Punkt 10 der Tagesordnung

Der Vorstand erstattet der für den 31. Mai 2017 einberufenen ordentlichen Hauptversammlung der Gesell-

schaft gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG den nachfolgenden schriftlichen Bericht zu den

unter Tagesordnungspunkt 10 zur Beschlussfassung vorgesehenen Ermächtigungen des Vorstands zum Erwerb

und zur Verwendung bzw. des Aufsichtsrats zur Verwendung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG

einschließlich der Ermächtigung zum Ausschluss von Andienungs- und Bezugsrechten sowie zur Einziehung

erworbener eigener Aktien und Kapitalherabsetzung, sowie über die Aufhebung der bestehenden Ermächti-

gung:

Aufgrund eines Beschlusses der Hauptversammlung vom 22. Mai 2013 besteht befristet bis zum 21. Mai 2018

eine Ermächtigung des Vorstands zum Erwerb eigener Aktien mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Be-

zugsrechts bei Wiederveräußerung der eigenen Aktien. Um der Gesellschaft auch zukünftig einen flexiblen

Handlungsspielraum zum Erwerb und der Verwendung eigener Aktien zu eröffnen, soll nun unter Aufhebung

der bisherigen Ermächtigung eine neue Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien ge-

schaffen werden.
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Der Vorschlag zu Punkt 10 der Tagesordnung sieht vor, den Vorstand der Gesellschaft gemäß § 71 Abs. 1 

Nr. 8 AktG zu ermächtigen, bis zum 30. Mai 2022 eigene Aktien der Gesellschaft im Umfang von bis zu 

10 % des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals oder – falls

dieser Betrag geringer ist – des zum Zeitpunkt der jeweiligen Ausübung der vorliegenden Ermächtigung be-

stehenden Grundkapitals zu erwerben, die nach Maßgabe des Beschlusses verwendet werden dürfen.

Erwerb

Bei dem Erwerb eigener Aktien ist der Grundsatz der Gleichbehandlung gemäß § 53a Aktiengesetz zu wahren.

Der vorgeschlagene Erwerb der Aktien über die Börse, durch ein öffentliches Kaufangebot oder durch die 

öffentliche Einladung, Verkaufsangebote abzugeben, oder durch die Ausgabe von Andienungsrechten an 

die Aktionäre trägt diesem Grundsatz Rechnung.

Sofern ein öffentliches Angebot überzeichnet ist, also insgesamt der Gesellschaft mehr Aktien zum Kauf an-

geboten wurden als von der Gesellschaft gekauft werden sollen, muss die Annahme nach Quoten erfolgen.

Ausschlaggebend ist insoweit das Verhältnis der Anzahl der jeweils von einzelnen Aktionären angebotenen

Aktien zueinander. Dagegen ist nicht maßgeblich, wie viele Aktien ein Aktionär, der Aktien zum Verkauf an-

bietet, insgesamt hält. Denn nur die angebotenen Aktien stehen zum Kauf. Darüber hinaus wäre eine Über-

prüfung des Aktienbestands des einzelnen Aktionärs nicht praktikabel. Insoweit ist ein eventuelles Recht der

Aktionäre zur Andienung ihrer Aktien ausgeschlossen.

Ein bevorrechtigter Erwerb beziehungsweise eine bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen bis zu 

50 Stück angedienter Aktien je Aktionär sowie eine Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen kann vor-

gesehen werden. Diese Möglichkeiten dienen dazu, gebrochene Beträge bei der Festlegung der zu erwerben-

den Quoten und kleinere Restbestände zu vermeiden und damit die technische Abwicklung zu erleichtern.

Dasselbe gilt bei der Einräumung von Andienungsrechten. Auch insoweit wird daher ein eventuelles Recht

der Aktionäre zur Andienung ihrer Aktien ausgeschlossen.

Die Ermächtigung kann einmalig oder mehrmals ausgeübt werden zu einem oder mehreren zulässigen 

Zwecken im Rahmen der gesetzlichen Beschränkungen nach Maßgabe der Bestimmungen der Ermächtigung

ausgeübt werden. Auf die aufgrund der Ermächtigung erworbenen Aktien dürfen zusammen mit anderen 

eigenen Aktien, die die Gesellschaft bereits erworben hat und die sich im Besitz der Gesellschaft befinden

oder ihr zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des Grundkapitals entfallen.
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Veräußerung und anderweitige Verwendung

Gemäß der vorgeschlagenen Ermächtigung können die von der Gesellschaft erworbenen eigenen Aktien –

mit oder ohne Herabsetzung des Grundkapitals – eingezogen oder durch ein öffentliches Angebot an alle 

Aktionäre oder über die Börse wieder veräußert werden. Mit den beiden letzten Möglichkeiten wird auch 

bei der Veräußerung der Aktien das Recht der Aktionäre auf Gleichbehandlung gewahrt. Daneben können

die von der Gesellschaft erworbenen eigenen Aktien für weitere Zwecke verwendet werden; dabei kann das

Bezugsrecht der Aktionäre ganz oder zum Teil ausgeschlossen werden:

•    Bei einer Veräußerung der eigenen Aktien durch ein öffentliches Angebot an alle Aktionäre ist das 

Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge ausgeschlossen. Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spit-

zenbeträge kann erforderlich sein, um eine Abgabe erworbener eigener Aktien im Wege eines Veräuße-

rungsangebots an die Aktionäre technisch durchführbar zu machen. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht

der Aktionäre ausgeschlossenen Aktien werden entweder durch Verkauf an der Börse oder in sonstiger

Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet.

•    Die vorgeschlagene Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss bei Veräußerung eigener Aktien mit Zu-

stimmung des Aufsichtsrats gegen Barzahlung zu einem Preis, der den Börsenpreis der börsennotierten

Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich

unterschreitet, macht von der in § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu-

gelassenen Möglichkeit zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss Gebrauch. Dies liegt im Interesse der

Gesellschaft, weil sie ihr zu größerer Flexibilität verhilft und die Möglichkeit schafft, den Aktionärskreis

auch durch die gezielte Ausgabe von Aktien an Kooperationspartner, institutionelle Investoren oder 

Finanzinvestoren zu erweitern. Die Gesellschaft wird dadurch auch in die Lage versetzt, auf günstige 

Situationen schnell und flexibel reagieren zu können.

Dem Gedanken des Verwässerungsschutzes der Aktionäre wird dadurch Rechnung getragen, dass die 

Aktien nur zu einem Preis veräußert werden dürfen, der den maßgeblichen Börsenkurs nicht wesentlich

unterschreitet. Die endgültige Festlegung des Veräußerungspreises für die eigenen Aktien geschieht zeitnah

vor der Veräußerung. Der Vorstand wird einen eventuellen Abschlag vom Börsenkurs so niedrig bemessen,

wie dies nach den zum Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden Marktbedingungen möglich ist. Der

Abschlag vom Börsenpreis zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung wird keinesfalls mehr als 

10 % des aktuellen Börsenkurses betragen.

Diese Ermächtigung gilt mit der Maßgabe, dass die so veräußerten eigenen Aktien 10 % des Grundkapitals

unter Berücksichtigung der im Beschlussvorschlag genannten Anrechnungen nicht überschreiten dürfen,

und zwar weder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch – sofern dieser Wert geringer ist – zum Zeit-

punkt der jeweiligen Ausübung dieser Ermächtigung. Durch diese Anrechnungen wird sichergestellt, dass

erworbene eigene Aktien nicht unter Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 
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Aktiengesetz veräußert werden, wenn dies dazu führen würde, dass insgesamt für mehr als 10 % des

Grundkapitals das Bezugsrecht der Aktionäre in unmittelbarer oder mittelbarer Anwendung von § 186

Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz ausgeschlossen wird. Mit dieser Beschränkung und dem Umstand, dass sich

der Ausgabepreis am Börsenkurs zu orientieren hat, werden die Vermögens- und Stimmrechtsinteressen

der Aktionäre angemessen gewahrt. Diese können Aktien zu annähernd gleichen Konditionen über die

Börse erwerben, so dass eine relevante Einbuße der Beteiligungsquote vermieden werden kann.

•    Die Gesellschaft soll weiterhin auch die Möglichkeit haben, eigene Aktien mit Zustimmung des Aufsichts-

rats gegen Sachleistung, insbesondere als (Teil ) Gegenleistung zum unmittelbaren oder mittelbaren Erwerb

von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder von sonstigen Vermö-

gensgegenständen, einschließlich von Rechten und Forderungen – auch gegen die Gesellschaft –, oder

von Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen oder im Rahmen von Unternehmenszu-

sammenschlüssen anbieten zu können. Die aus diesem Grund vorgeschlagene Ermächtigung soll die Ge-

sellschaft im Wettbewerb um interessante Akquisitionsobjekte stärken und es ihr ermöglichen, schnell,

flexibel und liquiditätsschonend auf die sich bietenden Gelegenheiten zum Erwerb solcher Vermögensge-

genstände unter Einsatz eigener Aktien zu reagieren. Dem trägt der vorgeschlagene Ausschluss des Be-

zugsrechts Rechnung. Bei der Festlegung der Bewertungsrelationen wird der Vorstand sicherstellen, dass

die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt werden. Bei der Bemessung des Werts der als Gegen-

leistung hingegebenen Aktien kann insbesondere der Börsenpreis von Bedeutung sein. Eine schematische

Anknüpfung an einen Börsenpreis muss jedoch nicht erfolgen, insbesondere um einmal erzielte Verhand-

lungsergebnisse nicht durch Schwankungen des Börsenpreises infrage zu stellen.

•    Die vorgeschlagene Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss bei der Verwendung der erworbenen 

Aktien zur Bedienung von Erwerbsrechten auf Aktien der Gesellschaft aus oder im Zusammenhang mit

von der Gesellschaft oder einer unmittelbaren oder mittelbaren hundertprozentigen Beteiligungsgesell-

schaft ausgegebenen Wandel- und / oder Optionsschuldverschreibungen ermöglicht es, in diesen Fällen

auf die Ausgabe neuer Aktien der Gesellschaft, insbesondere aus einem bedingten oder genehmigten 

Kapital, zu verzichten und stattdessen zuvor erworbene eigene Aktien zu verwenden.

•    Weiterhin soll der Aufsichtsrat die Möglichkeit haben, eigene Aktien den Mitgliedern des Vorstands der

Gesellschaft im Rahmen des rechtlich Zulässigen als Vergütung in Form einer Aktientantieme zuzusagen

oder zu übertragen. Die Nutzung vorhandener eigener Aktien statt einer Kapitalerhöhung oder einer Bar-

leistung an Vorstandsmitglieder kann für die Gesellschaft wirtschaftlich sinnvoll sein; die Ermächtigung

soll insoweit die Flexibilität erhöhen. Hierdurch soll die Voraussetzung geschaffen werden, Vorstandsmit-

gliedern zukünftig als Vergütungsbestandteil anstelle einer Barzahlung Aktien der Gesellschaft zu gewäh-

ren, um einen Anreiz für eine langfristige, auf Nachhaltigkeit angelegte Unternehmensführung zu schaffen.

Da von der Ermächtigung nur unter Wahrung des Gebots der Angemessenheit der Vergütung (§ 87 

Abs. 1 AktG) Gebrauch gemacht werden darf, eine angemessene rechtliche und wirtschaftliche Mindest-

sperrfrist festgelegt ist sowie die Aktien jeweils zum aktuellen Börsenkurs zuzuteilen bzw. zu übertragen
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sind, ist sichergestellt, dass das Bezugsrecht der Aktionäre nicht unverhältnismäßig und nur im Interesse

der Gesellschaft ausgeschlossen wird.

Die weiteren Einzelheiten bestimmt der Aufsichtsrat im Rahmen seiner gesetzlichen Kompetenzen. Insbe-

sondere entscheidet der Aufsichtsrat darüber, ob, wann und in welchem Umfang er von der Ermächtigung

Gebrauch macht. Angesichts der gesetzlichen Kompetenzverteilung hat der Aufsichtsrat jedoch nicht die

Möglichkeit, selbst als Vertretungsorgan der Gesellschaft Aktien der Gesellschaft für Zwecke der Vor-

standsvergütung zu erwerben oder den Vorstand zu einem solchen Erwerb anzuhalten.

•    Schließlich sieht die Ermächtigung vor, dass erworbene eigene Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats

auch eingezogen werden können. Dabei soll die Einziehung sowohl dergestalt möglich sein, dass bei Ein-

ziehung das Grundkapital der Gesellschaft herabgesetzt wird, als auch ohne eine solche Kapitalherabset-

zung durch reine Einziehung der Aktien unter gleichzeitiger Erhöhung des auf die verbleibenden Aktien

entfallenden anteiligen Betrags des Grundkapitals. Die Rechte der Aktionäre werden in keinem der beiden

vorgenannten Fälle beeinträchtigt.

20%-Grenze

Insgesamt darf auch von diesen Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss nur in dem Umfang Gebrauch

gemacht werden, dass der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf während der Laufzeit der Ermächtigung

unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebene oder veräußerte Aktien der Gesellschaft entfällt bzw. auf

den sich Instrumente oder Rechte beziehen, die während der Laufzeit der Ermächtigung unter Ausschluss des

Bezugsrechts ausgegeben werden und den Bezug von Aktien der Gesellschaft, auch aus bedingtem Kapital,

ermöglichen, insgesamt 20 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens oder – falls dieser Wert geringer ist –

im Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden Ermächtigungen bestehenden Grundkapitals nicht überschreitet.

Dies liegt im Interesse der Aktionäre, da eine weitergehende Verwässerung ihrer jeweiligen Beteiligungsquote

damit ausgeschlossen ist.
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WEITERE INFORMATIONEN 
ZUR EINBERUFUNG

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung

Das Grundkapital der Gesellschaft in Höhe von EUR 76.556.026,00 ist zum Zeitpunkt der Einberufung einge-

teilt in 76.556.026 auf den Namen lautende teilnahme- und stimmberechtigte Stückaktien, die jeweils eine

Stimme gewähren. Aus eigenen Aktien steht der Gesellschaft kein Stimmrecht zu. Die Gesellschaft hält zum

Zeitpunkt der Bekanntmachung der Einberufung der Hauptversammlung im Bundesanzeiger keine eigenen

Aktien. 

Teilnahme an der Hauptversammlung

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind diejenigen Aktionäre be-

rechtigt, die am Tage der Hauptversammlung im Aktienregister der Gesellschaft eingetragen sind und sich so

rechtzeitig bei der Gesellschaft angemeldet haben, dass ihre Anmeldung spätestens bis zum Mittwoch, den

24. Mai 2017 (24:00 Uhr MESZ), bei der Gesellschaft unter der angegebenen Adresse eingegangen ist.

Aktionäre, die im Aktienregister eingetragen sind, können sich schriftlich oder in Textform (§ 126b BGB) unter

folgender Adresse anmelden:

PNE WIND AG

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10

80637 München 

Deutschland

Telefax-Nummer: +49 (0)89 / 210 27 288

Die Anmeldung kann bis zum Ablauf der vorgenannten Frist der Gesellschaft auch per E Mail an namen -

saktien@linkmarketservices.de oder elektronisch mittels Nutzung des internetgestützten Systems auf der 

Internetseite der Gesellschaft unter http://www.pnewind.com im Bereich "Investor Relations", dort unter

"Hauptversammlung 2017" übermittelt werden.
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Für die Anmeldung mittels Nutzung des internetgestützten Systems ist ein individueller Zugangscode erfor-

derlich, den die Aktionäre zusammen mit den Anmeldeunterlagen erhalten. Das internetgestützte System

steht den Aktionären neben der Anmeldung auch für die Vollmachts- und Weisungserteilung an die weisungs-

gebundenen Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft zur Verfügung. Nähere Informationen finden sich ebenfalls

in den zugesandten Anmeldeunterlagen sowie auf der genannten Internetseite.

Aktionäre sind auch nach erfolgter Anmeldung weiterhin berechtigt, über ihre Aktien zu verfügen. Maßgeblich

für das Teilnahme- und Stimmrecht ist der im Aktienregister eingetragene Bestand am Tag der Hauptversamm-

lung. Dieser wird dem Bestand am Ende des Anmeldeschlusstags entsprechen, da Aufträge zur Umschreibung

des Aktienregisters in der Zeit vom 25. Mai 2017, 00:00 Uhr (MESZ) (dies ist zugleich technisch maßgeblicher

Bestandsstichtag für die Ausübung des Stimmrechts am Tag der Hauptversammlung, sogenannter Technical

Record Date), bis zum 31. Mai 2017 einschließlich erst mit Wirkung nach dem Tag der Hauptversammlung

verarbeitet und berücksichtigt werden.

Vollmachten/Stimmrechtsvertretung

a) Bevollmächtigung eines Dritten

Die Aktionäre können ihr Stimmrecht in der Hauptversammlung auch durch einen Bevollmächtigten, z.B.

durch die depotführende Bank, eine Aktionärsvereinigung oder eine andere Person ihrer Wahl, ausüben

lassen. Auch in diesem Fall ist eine rechtzeitige Anmeldung nach oben stehenden Bedingungen notwen-

dig. Ein Vollmachtsformular erhalten die Aktionäre zusammen mit den Anmeldeunterlagen sowie mit

der Eintrittskarte.

Wenn weder ein Kreditinstitut noch eine Aktionärsvereinigung oder eine diesen nach § 135 Abs. 8 und

10 AktG gleichgestellte Person bevollmächtigt wird, bedürfen die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf

und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft der Textform (§ 126b BGB). Die

Vollmacht und ihr Widerruf können entweder gegenüber der Gesellschaft oder gegenüber dem Bevoll-

mächtigten erklärt werden; im letzteren Fall bedarf es zusätzlich eines Nachweises der Bevollmächtigung

gegenüber der Gesellschaft. 

Der Nachweis der Bevollmächtigung kann entweder am Tag der Hauptversammlung durch den Bevoll-

mächtigten vorgewiesen werden oder auch vorab an die Gesellschaft per Post, per Telefax oder elektro-

nisch per E-Mail an folgende Adresse übersandt werden:
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PNE WIND AG

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10

80637 München 

Deutschland

Telefax-Nummer: +49 (0)89 / 210 27 288

E-Mail: namensaktien@linkmarketservices.de 

Auf diesem Weg kann neben der Vollmacht auch ihr Widerruf gegenüber der Gesellschaft erklärt wer-

den.

Im Falle einer Bevollmächtigung von Kreditinstituten, Aktionärsvereinigungen oder diesen gleichgestellten

Personen sind in der Regel Besonderheiten zu beachten, die bei dem jeweils zu Bevollmächtigenden zu

erfragen sind.

b) Bevollmächtigung des Stimmrechtsvertreters der Gesellschaft

Außerdem bieten wir unseren Aktionären an, die von der Gesellschaft benannten weisungsgebundenen

Stimmrechtsvertreter zu bevollmächtigen. Auch in diesem Fall ist eine rechtzeitige Anmeldung nach oben

stehenden Bedingungen notwendig. Die Bevollmächtigung der Stimmrechtsvertreter kann in Textform

erfolgen und muss in jedem Falle Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts enthalten. Ohne die 

Erteilung von Weisungen ist die Vollmacht ungültig. Die von der Gesellschaft benannten Stimmrechts-

vertreter sind verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen. Zur Erteilung der Vollmacht und der Weisungen

an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter können die Aktionäre das mit den Anmel-

deunterlagen verbundene Formular verwenden.

Die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter nehmen keine Weisungen zur Stellung von An-

trägen zur Tagesordnung oder zur Ausübung des Rede- und Fragerechts an.

Vollmachten an weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter können der Gesellschaft vor der Hauptver-

sammlung unter der oben unter Buchst. a) genannten Adresse für den Nachweis der Bevollmächtigung

und die Erteilung bzw. den Widerruf der Vollmacht übermittelt werden. In diesem Fall muss die Vollmacht

aus organisatorischen Gründen bis Dienstag, 30. Mai 2017 (18:00 Uhr MESZ), bei der Gesellschaft ein-

gehen. Davon unberührt bleibt die Möglichkeit, die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter

auch noch während der laufenden Hauptversammlung zu bevollmächtigen. Gleiches gilt für einen mög-

lichen Widerruf der Vollmacht. Auch dieser muss der Gesellschaft aus organisatorischen Gründen bis zu

dem vorstehend genannten Zeitpunkt übermittelt werden oder durch persönliche Vorlage in Textform

am Tag der Hauptversammlung vor Ort erfolgen.
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Für die Bevollmächtigung der weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft bietet die 

Gesellschaft auf ihrer Internetseite zudem ein internetgestütztes System zur elektronischen Erteilung 

von Vollmachten und Weisungen unter folgender Adresse an:

http://www.pnewind.com

im Bereich "Investor Relations", dort unter "Hauptversammlung 2017".

Das internetgestützte System steht für die Erteilung von Vollmachten an weisungsgebundene Stimm-

rechtsvertreter, deren Widerruf oder die Änderung von Weisungen bis Dienstag, 30. Mai 2017 

(18:00 Uhr MESZ) zur Verfügung.

c) Allgemeine Hinweise

Weitere Einzelheiten und Hinweise zur Teilnahme an der Hauptversammlung sowie zur Vollmachts- und

Weisungserteilung ergeben sich aus dem Anmeldebogen und den diesem beigefügten Hinweisen, 

die den Aktionären übersandt werden. Entsprechende Informationen finden sich auch auf der Internet-

seite der Gesellschaft unter http://www.pnewind.com im Bereich "Investor Relations", dort unter 

"Hauptversammlung 2017". 

Die Gesellschaft bittet ihre Aktionäre, zur Erleichterung der Abwicklung die zur Verfügung gestellten 

Formulare für die Vollmachtserteilung zu nutzen. Es wird jedoch ausdrücklich darauf hingewiesen, dass

eine Vollmacht bei Einhaltung der gesetzlich vorgesehenen Form und der sonstigen gesetzlichen Voraus-

setzungen auch auf anderem Wege wirksam erteilt werden kann. Eine Vollmacht kann auch noch nach

der Anmeldung, auch nach Ablauf der vorstehend erläuterten Anmeldefrist, und während des Verlaufs

der Hauptversammlung erteilt oder unter Einhaltung der erforderlichen Form jederzeit mit Wirkung für

die Zukunft widerrufen werden.

Bevollmächtigt ein Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen

zurückweisen.
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Verfahren für die Stimmabgabe durch Briefwahl

Aktionäre, die nicht persönlich an der Hauptversammlung teilnehmen möchten, können ihre Stimmen durch

Briefwahl in Textform oder elektronisch über das internetgestützte System abgeben. Zur Ausübung des Stimm-

rechts im Wege der Briefwahl sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die rechtzeitig angemeldet sind. Für

die Briefwahl in Textform steht den Aktionären das in den Anmeldeunterlagen enthaltene Formular zur Ver-

fügung. In Textform abgegebene Briefwahlstimmen müssen bis Dienstag, 30. Mai 2017 (18:00 Uhr MESZ) bei

der nachstehenden Adresse eingegangen sein:

PNE WIND AG 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

Deutschland 

Telefax-Nummer: +49 (0)89 210 27 288

E-Mail: namensaktien@linkmarketservices.de

Die Gesellschaft bietet darüber hinaus auf ihrer Internetseite ein internetgestütztes System für die Briefwahl

unter folgender Adresse an:

http://www.pnewind.com

im Bereich "Investor Relations", dort unter "Hauptversammlung 2017".

Das internetgestützte System steht den Aktionären für die Abgabe von Briefwahlstimmen, deren Änderung

oder Widerruf bis Dienstag, 30. Mai 2017 (18:00 Uhr MESZ) zur Verfügung. Die Einzelheiten zur Briefwahl er-

geben sich aus dem Anmeldebogen und den diesem beigefügten Hinweisen, die den Aktionären übersandt

werden. Entsprechende Informationen sind auch im Internet unter 

http://www.pnewind.com

im Bereich "Investor Relations", dort unter "Hauptversammlung 2017" einsehbar. 

Die Briefwahl schließt die Teilnahme an der Hauptversammlung nicht aus.
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Rechte der Aktionäre nach § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, § 127, § 131 Abs. 1 AktG

Recht auf Ergänzung der Tagesordnung gemäß § 122 Abs. 2 AktG

Aktionäre, deren Anteile zusammen den anteiligen Betrag am Grundkapital von € 500.000,00 (das entspricht

500.000 Aktien) erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt

gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das

Verlangen muss schriftlich an den Vorstand gerichtet werden und der Gesellschaft bis Sonntag, 30. April 2017

(24:00 Uhr MESZ) unter der nachfolgend genannten Adresse zugehen:

PNE WIND AG

- Vorstand -

Peter-Henlein-Straße 2-4

27472 Cuxhaven

Das Ergänzungsverlangen wird nur berücksichtigt, wenn die Antragssteller nachweisen, dass sie seit mindes-

tens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber des o.g. Mindestaktienbesitzes sind und dass

sie den Mindestbesitz bis einschließlich zur Entscheidung des Vorstands über das Ergänzungsverlangen ge-

halten haben. Der Nachweis kann durch Eintragung im Aktienregister geführt werden, § 67 Abs. 2 Satz 1

AktG. § 121 Abs. 7 AktG ist auf die Fristberechnung entsprechend anzuwenden. Bei der Berechnung der Min-

destbesitzdauer ist § 70 AktG zu beachten.

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit sie nicht bereits mit der Einberufung

bekannt gemacht wurden – unverzüglich nach Zugang des Verlangens in gleicher Weise wie die Einberufung

bekannt gemacht.

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 Abs. 1, 127 AktG

Wenn ein Aktionär Gegenanträge gegen einen Vorschlag von Vorstand oder Aufsichtsrat stellen oder Wahl-

vorschläge unterbreiten möchte, sind diese ausschließlich an folgende Adresse zu richten:

PNE WIND AG

- Hauptversammlung -

Peter-Henlein-Straße 2-4

27472 Cuxhaven

Telefax-Nummer: +49 (0) 47 21 718 373

E-Mail: info@pnewind.com
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Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge werden nicht berücksichtigt.

Die mindestens 14 Tage vor der Versammlung, also spätestens bis zum Dienstag, 16. Mai 2017 (24:00 Uhr

MESZ), unter der genannten Adresse eingegangenen und zugänglich zu machenden Gegenanträge und Wahl-

vorschläge von Aktionären werden wir im Internet unter http://www.pnewind.com im Bereich "Investor 

Relations", dort unter "Hauptversammlung 2017" veröffentlichen. Eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung

werden ebenfalls unter der genannten Internetadresse einsehbar sein.

Gegenanträge ohne Begründung müssen nicht zugänglich gemacht werden. Ein Gegenantrag braucht ferner

dann nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn einer der Ausschlusstatbestände des § 126 Abs. 2 AktG

vorliegt. Die Begründung braucht auch dann nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr

als 5.000 Zeichen beträgt.

Wahlvorschläge von Aktionären nach § 127 AktG brauchen nicht begründet zu werden. Wahlvorschläge wer-

den nur zugänglich gemacht, wenn sie den Namen, den ausgeübten Beruf und den Wohnort der vorgeschla-

genen Person und im Fall einer Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern Angaben zu deren Mitgliedschaft in anderen

gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten enthalten. Nach § 127 Abs. 1 AktG in Verbindung mit § 126 Abs. 2

AktG gibt es weitere Gründe, bei deren Vorliegen Wahlvorschläge nicht über die Internetseite zugänglich ge-

macht werden müssen. Im Übrigen gelten die Voraussetzungen und Regelungen für das Zugänglichmachen

von Anträgen entsprechend.

Das Recht eines jeden Aktionärs, während der Hauptversammlung Gegenanträge und Wahlvorschläge zu den

verschiedenen Tagesordnungspunkten auch ohne vorherige Übermittelung an die Gesellschaft zu stellen, bleibt

unberührt. Wir weisen darauf hin, dass Gegenanträge oder Wahlvorschläge, die der Gesellschaft vorab frist-

gerecht übermittelt worden sind, in der Hauptversammlung nur Beachtung finden, wenn sie dort mündlich

gestellt werden.

Auskunftsrecht des Aktionärs gemäß § 131 Abs. 1 AktG

Jedem Aktionär ist auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten

der Gesellschaft einschließlich der rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen zu verbundenen Unternehmen

sowie über die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen zu geben,

soweit sie zur sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist und kein Aus-

kunftsverweigerungsrecht besteht.
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Weitergehende Erläuterungen

Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, § 127, § 131

Abs. 1 AktG finden sich im Internet unter der Internetadresse http://www.pnewind.com im Bereich "Investor

Relations", dort unter "Hauptversammlung 2017".

Informationen und Unterlagen zur Hauptversammlung

Die zu den Tagesordnungspunkten zugänglich zu machenden Unterlagen sind den Aktionären seit dem Zeit-

punkt der Einberufung der Hauptversammlung im Internet über die Internetseite http://www.pnewind.com

im Bereich "Investor Relations", dort unter "Hauptversammlung 2017" zugänglich. Ebenfalls dort zugänglich

sind seit dem Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung der Jahresabschluss, der Konzernabschluss

und der zusammengefasste Lagebericht für die PNE WIND AG und den Konzern (einschließlich des erläutern-

den Berichts des Vorstands zu den übernahmerechtlichen Vorschriften) sowie der Bericht des Aufsichtsrats für

das Geschäftsjahr 2016. Außerdem werden diese Unterlagen in der Hauptversammlung zur Einsichtnahme

zugänglich gemacht. 

Die Informationen und Unterlagen nach § 124 a AktG, insbesondere zur Teilnahme an der Hauptversammlung

und zur Vollmachts- und Weisungserteilung, sind ebenfalls seit der Einberufung der Hauptversammlung über

die Internetseite der Gesellschaft 

http://www.pnewind.com

im Bereich "Investor Relations", dort unter "Hauptversammlung 2017" zugänglich.

Die Abstimmungsergebnisse werden nach der Hauptversammlung ebenfalls unter dieser Internetadresse im

Bereich "Investor Relations", dort unter "Hauptversammlung 2017" bekannt gegeben.

Cuxhaven, im April 2017

PNE WIND AG

Der Vorstand
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ANLAGE
Lebensläufe und Übersichten über die wesentlichen Tätigkeiten neben dem Aufsichtsratsmandat der vor-

geschlagenen Kandidaten für den Aufsichtsrat

Alexis Fries, wohnhaft in Pfaffhausen, Schweiz

geboren 1955 in Beirut, Libanon

2008 – 2017 Aufsichtsrat, Pöyry PLC, Finnland (bis zum 9. März 2017)

2012 – 2015 CEO & President, Pöyry PLC, Finnland, (bis zum 31. Dezember 2015)

2009 – 2012 CEO, EOS Holding, Lausanne, Schweiz

2004 – 2009 Management Beratung, Alefco GmbH, Schweiz

2002 – 2007 Mitglied des Aufsichtsrats, Saurer AG, Schweiz

2001 – 2003 President Alstom Power & Mitglied des Alstom Group Executive Committee, Paris, Frankreich

2000 – 2001 Executive Vice President, Mitglied des Alstom Group Executive Committee, 

Paris und Managing Director Gas Turbine Segment, Alstom Power, Schweiz

1999 – 2000 Executive Vice President, Mitglied des Central Executive Management, ABB Alstom Power, 

Brüssel, Belgien

1998 – 1999 Executive Vice President ABB Ltd. Zürich, Mitglied des Group Executive Committee, 

Head of Power Generation Segment

1993 – 1998 Executive Vice President ABB Ltd. Zürich, Mitglied des Group Executive Committee, 

Head of Asian Region, President & CEO, ABB Asia Pacific Ltd. Hong Kong

1991 – 1993 ABB Country Manager Japan / President & CEO, ABB Japan K.K.

1988 – 1991 ABB Country Manager Philippinen, President ABB Philippinen

1985 – 1988 Motor Columbus Consulting Engineers Baden, Schweiz, Country Manager Indonesien

1981 – 1985 BBC Brown Boveri Ltd. Baden, Project Manager, Gas Turbine Division

1976 – 1981 Eidgenössische Technische Hochschule Zürich, Diplom Physiker,

Wesentliche Tätigkeiten neben dem Aufsichtsratsmandat

•    Selbstständiger Management-Berater
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Dr. Jens Kruse, wohnhaft in Braak,

geboren 1958 in Hamburg

1998 – heute Leitung des Bereichs Corporate Finance, M.M.Warburg & CO (AG & Co.) 

Kommanditgesellschaft auf Aktien; Generalbevollmächtigter der Bank

1992 – 1998 Mitarbeiter und zuletzt Partner für den Bereich Corporate Finance KPMG, Hamburg; 

Qualifikation zum Wirtschaftsprüfer erlangt

1983 – 1992 Mitarbeiter und zuletzt Partner bei Price Waterhouse für die Restrukturierungsberatung 

im Berliner Büro

1978 – 1982 Studium der Betriebswirtschaft an der Universität Hamburg, Hamburg, 

Abschluss: Diplom-Betriebswirt

1977 – 1978 Studium der Produktionstechnik an der FH Hamburg

Wesentliche Tätigkeiten neben dem Aufsichtsratsmandat

•    Leitung des Bereichs Corporate Finance, M.M.Warburg & CO (AG & Co.) Kommanditgesellschaft auf Aktien;

Generallbevollmächtigter der Bank

•    Siehe die Angaben zu Mitgliedschaften in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten und in vergleichbaren

in- und ausländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen unter Tagesordnungspunkt 7 der Einladung

zur Hauptversammlung
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Marcel Egger, wohnhaft in Apensen,

geboren 1965 in Diepholz

2009 – heute Mitglied der Gruppengeschäftsführung der EUROGATE-Gruppe, 

Bremen mit Zuständigkeit für die Ressorts Finanzen, Controlling, Verwaltung, Versicherungen

1999 – heute Leiter Finanzen und Business Development der EUROGATE-Gruppe (EUROGATE GmbH & Co.

KGaA, KG), Bremen

1991 – heute Leiter Finanzen und Investor Relations, EUROKAI GmbH & Co. KGaA, Hamburg 

(Generalbevollmächtigter)

1989 – 1990 Mitarbeiter Bereich Firmenkunden, BfG:Bank AG, Hamburg

1988 – 1989 Innenrevisor, BfG:Bank AG, Hamburg

1990 – 1992 Studium zum Bankfachwirt an der Bankakademie, Frankfurt

1987 – 1988 Grundwehrdienst als Vermessungssoldat, Beobachtungsbataillon 33, Stade

1984 – 1986 Ausbildung zum Bankkaufmann, BfG: Bank AG, Hamburg

1984 Abitur Halepaghen-Schule, Buxtehude

Wesentliche Tätigkeiten neben dem Aufsichtsratsmandat

•    Mitglied der Gruppengeschäftsführung der EUROGATE-Gruppe, Bremen 

mit Zuständigkeit für die Ressorts Finanzen, Controlling, Verwaltung, Versicherungen

•    Geschäftsführer der EUROGATE Container Terminal Wilhelmshaven GmbH & Co. KG, Wilhelmshaven 

•    Geschäftsführer der EUROGATE International GmbH, Hamburg 

•    Leiter Finanzen und Investor Relations, EUROKAI GmbH & Co. KGaA, Hamburg (Generalbevollmächtigter)

•    Mitglied des Interministeriellen Ausschuss für Investitionsgarantien des Bundes (IMA), Berlin

•    Geschäftsführer der DHU Datenverarbeitung Hamburger Umschlagsbetriebe GmbH, Hamburg

•    Siehe die Angaben zu Mitgliedschaften in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten und in vergleichbaren

in- und ausländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen unter Tagesordnungspunkt 7 der Einladung

zur Hauptversammlung
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PNE WIND AG

Peter-Henlein-Straße 2-4

27472 Cuxhaven

Deutschland

Telefon: + 49 (0)47 21 718 06

Telefax: + 49 (0)47 21 718 444

E-Mail: info@pnewind.com

www.pnewind.com


